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Für einheitlichen Diskriminierungsschutz in Europa 

Deutschlands Blockade der neuen  
Gleichbehandlungsrichtlinie überwinden  

Gemeinsamer Appell an die Bundesregierung 



  

 

D er Schutz vor Diskriminierung ist ein Grundrecht, das sich aus dem Gleichheitsgebot der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte und des Grundgesetzes ableitet. Bereits im Amsterdamer Vertrag von 

1997 haben Deutschland und die anderen Mitgliedsstaaten sich und die Europäische Union dazu verpflichtet, 

Menschen vor Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion und Welt- 

anschauung, einer Behinderung, des Alters und der sexuellen Identität zu schützen. In Deutschland geschieht 

dies durch das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG), das im Arbeitsrecht und im Zivilrecht gilt.  

 

Nicht überall in Europa ist der Schutz jedoch so umfassend. In vielen Ländern darf z.B. noch immer: 

 Menschen mit Behinderungen der Zugang zu Geschäftsräumen verweigert werden, 

 Schwulen und Lesben ein Hotelzimmer verweigert werden, 

 Menschen allein aufgrund ihres Lebensalters ein Mietwagen verweigert werden, 

 oder Menschen wegen ihres jüdischen oder muslimischen Glaubens ein Mietvertrag für eine 

Wohnung verweigert werden. 

 

Solche unterschiedlichen Schutzniveaus darf es in Europa nicht geben. Das ist für die Menschen in den 

betroffenen Ländern wichtig, aber auch für die Einwohnerinnen und Einwohner Deutschlands, wenn sie sich 

im EU-Ausland bewegen. Darum war es gut und notwendig, dass die Europäische Kommission 2008 einen 

Entwurf für eine neue, umfassende Gleichbehandlungsrichtlinie vorgelegt hat, die den Schutz vor 

Diskriminierung auf das Zivilrecht ausdehnt und die auch die Anforderungen der UN-Behindertenrechts-

konvention berücksichtigt, welche in Deutschland bereits geltendes Recht ist. 

 

Deutschland als größtem Mitgliedsland der Europäischen Union kommt eine besondere Verantwortung 

zu. Es ist bedauerlich, dass ausgerechnet die Bundesregierung die Verhandlungen im Europäischen Rat über 

den Richtlinienentwurf blockiert und sich einer inhaltlichen Debatte verweigert, zu der 27 von 28 EU-

Mitglieds-staaten bereit wären. Angesichts der Rechtslage in Deutschland ist die Blockadehaltung rational 

nicht nachvollziehbar. 
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Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner appellieren an die Bundesregierung: 

 den grundsätzlichen Widerstand gegen den Richtlinienentwurf aufzugeben, 

 wieder in Verhandlungen einzusteigen,  

 gemeinsam mit den EU-Partnern, mit Europäischer Kommission und Europäischem Parlament 

an einem starken Diskriminierungsschutz für sämtliche Lebensbereiche zu arbeiten, der für alle 

Menschen in ganz Europa gilt, 

 und baldmöglichst mit den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern in einen Dialog einzutreten.  

Berlin, den 23. Juli 2015 
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Towards a Consistent Level of  
Protection Against Discrimination in Europe  

Overcoming Germany’s Blocking of the  
Proposed Equal Treatment Directive 

Joint Appeal to the German Federal Government 



  

 

P rotection against discrimination is a fundamental right that is derived from the principle of equality 

under both the Universal Declaration of Human Rights as well as German Basic Law. In the 1997 

Amsterdam Treaty, Germany and the other member states have committed themselves and the European 

Union as a whole to the principle of protecting people from discrimination based on sex, ethnic origin, 

religion and belief, disability, age, and sexual orientation. The General Equal Treatment Act (AGG) ensures 

these protections in labour law and civil law in Germany. But such comprehensive protections do not exist 

everywhere in Europe. 

 

For example, it is still legal in many European countries to: 

 Deny people with disabilities access to premises,  

 Deny gays and lesbians a hotel room, 

 Refuse to rent a car to individuals due only to their age, or 

 Refuse to rent an apartment to individuals due to their Muslim or Jewish faith. 

 

Such inconsistencies in the levels of protection against discrimination should not exist in Europe. This 

is important not only for people in the countries concerned, but also for inhabitants of Germany, should they 

move to another EU country. It was therefore right and necessary that the European Commission presented a 

draft for a new, comprehensive Equal Treatment Directive in 2008, which would extend the level of 

protection against discrimination beyond employment, while also taking into account the requirements of 

the UN Disability Convention, which is already binding for Germany. 

 

As the Member State with the largest population in the European Union, Germany has a particular 

responsibility. It is therefore unfortunate that the German federal government has blocked negotiations 

within the Council of the EU regarding the draft directive, and has so far refused to hold a substantive debate 

on this topic, which 27 out of 28 EU member states are willing to have. Germany is taking a position that is, in 

light of its existing domestic laws, rationally untenable. 
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The signatories appeal to the German federal government: 

 To remove its fundamental opposition to the draft directive, 

 To re-enter into negotiations, 

 To work together with its EU partners, the European Commission, and the European Parliament 

on strong protection against discrimination in all fields of life that applies to all people across 

Europe, and 

 To enter into a dialogue with the signatories as soon as possible. 

 
Berlin, 23 July 2015 
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Pressemitteilung 

Berlin, 23. Juli 2015 
 

Gemeinsamer Appell an die Bundesregierung:  Deutsches Veto  
gegen europaweiten Diskriminierungsschutz aufgeben 
  
Mehr als 40 Verbände und Nichtregierungsorganisationen aus 
Deutschland und Europa appellieren in einer gemeinsamen Erklärung 
an die Bundesregierung, die neue Gleichbehandlungsrichtlinie der 
Europäischen Union nicht länger zu blockieren.  
 
Die Richtlinie soll in ganz Europa einen Schutz vor Diskriminierung 
wegen des Alters, der sexuellen Orientierung, der Religion und 
Weltanschauung oder einer Behinderung beim Zugang zu Waren und 
Dienstleistungen schaffen. Sie enthält auch konkrete Bestimmungen zur 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, die Deutschland 
bereits ratifiziert hat. EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, 
das EU-Parlament und 27 von 28 EU-Mitgliedsstaaten unterstützen das 
Vorhaben prinzipiell.  Allein die Bundesregierung verweigert sich 
grundsätzlich. 
 
„Es ist völlig unverständlich, dass Deutschland als einziges Land einen 
besseren Schutz vor Diskriminierungen für ganz Europa blockiert“, 
sagte Christine Lüders, Leiterin der Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes, am Donnerstag in Berlin. „Die Bundesregierung nimmt es hin, 
dass Menschen mit Behinderungen in vielen Ländern Europas der 
Zugang zu Geschäftsräumen verwehrt werden kann - oder Hoteliers 
Schwulen oder Lesben Zimmer verweigern dürfen“, sagte Lüders. Auch 
für Vermieter, die sich weigerten, Wohnungen an Menschen jüdischen 
oder muslimischen Glaubens zu vergeben, bliebe ihr Verhalten damit 
auch in Zukunft ohne Konsequenzen. Dies gelte ebenso etwa für 
Autovermieter, die Menschen wegen ihres Alters nicht als Kunden 
akzeptieren wollten. 
 
Die Richtlinie wird von der Bundesregierung grundsätzlich abgelehnt, 
obwohl der Umsetzungsbedarf in Deutschland aufgrund des bereits seit 
2006 bestehenden Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) 
vergleichsweise gering wäre.  Alle anderen 27 EU-Mitgliedsstaaten – 



darunter einige, für deren Bürgerinnen und Bürger die Richtlinie zu 
deutlichen rechtlichen Verbesserungen führen würde – wären zu 
inhaltlichen Verhandlungen bereit. Da für den Beschluss der Richtlinie 
Einstimmigkeit nötig ist, verhindert die deutsche Verweigerungshaltung 
de facto einen europaweit gleich starken Diskriminierungsschutz. „Viele 
von Benachteiligungen und Ungleichbehandlungen betroffene Gruppen 
bleiben dadurch schutzlos“, sagte Lüders.  
 
Die Erstunterzeichnenden der gemeinsamen Erklärung fordern die 
Bundesregierung dazu auf, ihre Haltung zur neuen 
Gleichbehandlungsrichtlinie zu ändern und den Weg für inhaltliche 
Verhandlungen freizumachen. Sie bitten die Bundesregierung zugleich 
darum, mit ihnen in einen Dialog zur Bedeutung der Richtlinie 
einzutreten.  
 
Zu den Erstunterzeichnenden des Appells gehören große 
Wohlfahrtsverbände, Menschenrechtsgruppen, deutsche 
Nichtregierungsorganisationen aus allen vom AGG geschützten 
Bereichen, sowie europäische Dachverbände, die insgesamt mehrere 
tausend Einzelorganisationen aus dem ganzen Kontinent vertreten. Die 
gemeinsame Erklärung  steht auch für weitere Organisationen, die sich 
ihr anschließen wollen, offen.  
 
Text der gemeinsamen Erklärung: http://gleiches-recht-jetzt.de 
 
Für Medienanfragen stehen zur Verfügung: 
 
Pressestelle, Antidiskriminierungsstelle des Bundes: 
presse@ads.bund.de, 030/18 555 1805 
 
Pressestelle, Amnesty International: presse@amnesty.de, 030/420248306 
 
Richard Köhler, Transgender Europe: richard@tgeu.org, 0177/653 1518 
 
Vera Egenberger, Büro zur Umsetzung von Gleichbehandlung (BUG: 
vera.egenberger@bug-ev.org, 030/688 366 18 

http://gleiches-recht-jetzt.de/
mailto:presse@ads.bund.de
mailto:presse@amnesty.de
mailto:richard@tgeu.org
mailto:vera.egenberger@bug-ev.org
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More than 40 associations and NGOs from Germany and Europe have co-
signed a joint statement, initiated by our member equality body the German
Federal Anti-Discrimination Agency (FADA) and Equinet, calling on the
German government to stop blocking the Equal Treatment Directive of the
European Union (the so-called Horizontal Directive).

Towards a Consistent Level of Protection Against
Discrimination in Europe - Overcoming Germany’s Blocking
of the Proposed Equal Treatment Directive
The proposed Directive is intended to provide protection against
discrimination on the grounds of age, sexual orientation, religion and
disability outside the field of employment. It includes specific provisions to
implement the UN Convention on the Rights of Persons with Disabilities
(UNCRPD) that Germany has already ratified. The President of the

European Commission Jean-Claude Juncker, as well as the European Parliament and 27 of the 28 EU
Member States basically support the project. Only the German federal government refuses in principle.

"It is incomprehensible that Germany is single-handedly blocking better protection against discrimination
across Europe", said Christine Lüders, Head of the Federal Anti-Discrimination Agency (FADA) on Thursday
in Berlin. "The federal government thereby accepts that people with disabilities in many European countries
are denied access to premises, or that hoteliers may refuse to rent rooms to gays or lesbians" for example.

The federal government rejects the Directive in principle, although the need for implementation in Germany
due to the existing Equal Treatment Act since 2006 (AGG) would be comparatively low. However, in many
of the other 27 EU Member States, including for German citizens living abroad, the Directive would lead to
significant legal improvements. Since unanimity is required for the adoption of the Directive, the German
refusal de facto means that Europe cannot implement strong protection against discrimination, similar to the
protection that already exists in Germany. "Many of those who are discriminated against and treated unfairly
therefore remain defenseless ", Lüders said.

The first signatories of the Joint Declaration, including Equinet and our German member FADA, call on the
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Bundesregierung soll Blockade gegen einheitlichen Diskriminierungsschutz in Europa aufgeben | Amnesty International Deutschland

https://www.amnesty.de/presse/2015/7/23/bundesregierung-soll-blockade-gegen-einheitlichen-diskriminierungsschutz-europa-auf[24.07.2015 09:48:08]

40 ORGANISATIONEN FÜR EUROPÄISCHEN DISKRIMINIERUNGSSCHUTZ

BUNDESREGIERUNG SOLL BLOCKADE GEGEN
EINHEITLICHEN DISKRIMINIERUNGSSCHUTZ IN
EUROPA AUFGEBEN
23. Juli 2015 - Berlin - Heute haben sich Amnesty International und über 40 weitere zivilgesellschaftliche Organisationen in einer
gemeinsamen Erklärung für einen einheitlichen Diskriminierungsschutz in Europa ausgesprochen. Sie fordern die Bundesregierung auf,
die Blockadehaltung gegenüber der neuen EU-Gleichbehandlungsrichtlinie aufzugeben. Dazu erklärt Selmin Çalışkan, Generalsekretärin
von Amnesty International in Deutschland:

"Der Schutz vor Diskriminierung, etwa aufgrund der sexuellen Orientierung oder der religiösen Zugehörigkeit, ist ein grundlegendes Menschenrecht,
das auch in vielen Ländern der Europäischen Union noch immer nicht ausreichend gewährt wird. Deutschland ist das einzige EU-Land, das die
Verhandlungen über eine neue EU-Gleichbehandlungsrichtlinie blockiert,  obwohl die deutsche Gesetzgebung in dieser Hinsicht relativ fortschrittlich
ist. Durch seine Blockadehaltung verhindert Deutschland, dass andere EU-Staaten ebenfalls einen Diskriminierungsschutz einführen. Daher muss
Deutschland endlich seiner menschenrechtlichen Verantwortung gerecht werden, und sich für einen umfassenden Diskriminierungsschutz in
Europa einsetzen."

Die gemeinsame Erklärung finden Sie hier. Für Interviewanfragen wenden Sie sich bitte an die Pressestelle. Weitere Informationen finden
Sie auch hier: http://gleiches-recht-jetzt.de

https://www.amnesty.de/
https://www.amnesty.de/
http://www.amnesty.de/downloads/gemeinsamer-appell-die-bundesregierung-fuer-einheitlichen-diskriminierungsschutz-europa
mailto:presse@amnesty.de
http://gleiches-recht-jetzt.de/
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Gemeinsamer Appell an die Bundesregierung:
Deutsches Veto gegen europaweiten
Diskriminierungsschutz aufgeben

Mehr als 40 Verbände und
Nichtregierungsorganisationen aus Deutschland und
Europa, darunter auch die BAGSO, appellieren in einer
gemeinsamen Erklärung an die Bundesregierung, die
neue Gleichbehandlungsrichtlinie der Europäischen
Union nicht länger zu blockieren.

Die Richtlinie soll in ganz Europa einen Schutz vor Diskriminierung
wegen des Alters, der sexuellen Orientierung, der Religion und
Weltanschauung oder einer Behinderung beim Zugang zu Waren und
Dienstleistungen schaffen. Sie enthält auch konkrete Bestimmungen zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, die Deutschland
bereits ratifiziert hat. EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker,
das EU-Parlament und 27 von 28 EU-Mitgliedsstaaten unterstützen das
Vorhaben prinzipiell. Allein die Bundesregierung verweigert sich
grundsätzlich.

„Es ist völlig unverständlich, dass Deutschland als einziges Land einen
besseren Schutz vor Diskriminierungen für ganz Europa blockiert“,
sagte Christine Lüders, Leiterin der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes, am Donnerstag in Berlin. „Die Bundesregierung nimmt es hin,
dass Menschen mit Behinderungen in vielen Ländern Europas der
Zugang zu Geschäftsräumen verwehrt werden kann - oder Hoteliers
Schwulen oder Lesben Zimmer verweigern dürfen“, sagte Lüders. Auch
für Vermieter, die sich weigerten, Wohnungen an Menschen jüdischen
oder muslimischen Glaubens zu vergeben, bliebe ihr Verhalten damit
auch in Zukunft ohne Konsequenzen. Dies gelte ebenso etwa für
Autovermieter, die Menschen wegen ihres Alters nicht als Kunden
akzeptieren wollten.

Die Richtlinie wird von der Bundesregierung grundsätzlich abgelehnt,
obwohl der Umsetzungsbedarf in Deutschland aufgrund des bereits seit
2006 bestehenden Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG)
vergleichsweise gering wäre. Alle anderen 27 EU-Mitgliedsstaaten –
darunter einige, für deren Bürgerinnen und Bürger die Richtlinie zu
deutlichen rechtlichen Verbesserungen führen würde – wären zu
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inhaltlichen Verhandlungen bereit. Da für den Beschluss der Richtlinie
Einstimmigkeit nötig ist, verhindert die deutsche Verweigerungshaltung
de facto einen europaweit gleich starken Diskriminierungsschutz. „Viele
von Benachteiligungen und Ungleichbehandlungen betroffene Gruppen
bleiben dadurch schutzlos“, sagte Lüders.

Die Erstunterzeichnenden der gemeinsamen Erklärung fordern die
Bundesregierung dazu auf, ihre Haltung zur neuen
Gleichbehandlungsrichtlinie zu ändern und den Weg für inhaltliche
Verhandlungen freizumachen. Sie bitten die Bundesregierung zugleich
darum, mit ihnen in einen Dialog zur Bedeutung der Richtlinie
einzutreten.

Zu den Erstunterzeichnenden des Appells gehören große
Wohlfahrtsverbände, Menschenrechtsgruppen, deutsche
Nichtregierungsorganisationen aus allen vom AGG geschützten
Bereichen, sowie europäische Dachverbände, die insgesamt mehrere
tausend Einzelorganisationen aus dem ganzen Kontinent vertreten.

Die gemeinsame Erklärung steht auch für weitere Organisationen, die
sich ihr anschließen wollen, offen.

Text der gemeinsamen Erklärung: http://gleiches-recht-jetzt.de

Für Medienanfragen stehen zur Verfügung:

Pressestelle, Antidiskriminierungsstelle des Bundes:
presse@ads.bund.de, 030/18 555 1805

Pressestelle, Amnesty International: presse@amnesty.de,
030/420248306

Richard Köhler, Transgender Europe: richard@tgeu.org, 0177/653
1518

Vera Egenberger, Büro zur Umsetzung von Gleichbehandlung (BUG:
vera.egenberger@bug-ev.org, 030/688 366 18
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PRESSEMELDUNG

Berlin,  Donnerstag 16. Juli 2015

Gemeinsamer Appell an die Bundesregierung
Für einheitlichen Diskriminierungsschutz in Europa [neu]

Deutschlands Blockade der neuen Gleichbehandlungsrichtlinie überwinden

Der Schutz vor Diskriminierung ist ein Grundrecht, das sich aus dem Gleichheitsgebot der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und des Grundgesetzes ableitet. Bereits im
Amsterdamer Vertrag von 1997 haben Deutschland und die anderen Mitgliedsstaaten sich und die
Europäische Union dazu verpflichtet, Menschen vor Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der
ethnischen Herkunft, der Religion und Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters und der
sexuellen Identität zu schützen. In Deutschland geschieht dies durch das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG), das im Arbeitsrecht und im Zivilrecht gilt.

Nicht überall in Europa ist der Schutz jedoch so umfassend. In vielen Ländern darf z.B. noch
immer:

 Menschen mit Behinderungen der Zugang zu Geschäftsräumen verweigert werden,
Schwulen und Lesben ein Hotelzimmer verweigert werden,
Menschen allein aufgrund ihres Lebensalters ein Mietwagen verweigert werden,
oder Menschen wegen ihres jüdischen oder muslimischen Glaubens ein Mietvertrag für eine
Wohnung verweigert werden.

Solche unterschiedlichen Schutzniveaus darf es in Europa nicht geben. Das ist für die Menschen in
den betroffenen Ländern wichtig, aber auch für die Einwohnerinnen und Einwohner Deutschlands,
wenn sie sich im EU-Ausland bewegen. Darum war es gut und notwendig, dass die Europäische
Kommission 2008 einen Entwurf für eine neue, umfassende Gleichbehandlungsrichtlinie vorgelegt
hat, die den Schutz vor Diskriminierung auf das Zivilrecht ausdehnt und die auch die Anforderungen
der UN-Behindertenrechtskonvention berücksichtigt, welche in Deutschland bereits geltendes Recht
ist.

Deutschland als größtem Mitgliedsland der Europäischen Union kommt eine besondere
Verantwortung zu. Es ist bedauerlich, dass ausgerechnet die Bundesregierung die Verhandlungen
im Europäischen Rat über den Richtlinienentwurf blockiert und sich einer inhaltlichen Debatte
verweigert, zu der 27 von 28 EUMitglieds-staaten bereit wären. Angesichts der Rechtslage in
Deutschland ist die Blockadehaltung rational nicht nachvollziehbar.

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner appellieren an die Bundesregierung:

den grundsätzlichen Widerstand gegen den Richtlinienentwurf aufzugeben,
wieder in Verhandlungen einzusteigen,
gemeinsam mit den EU-Partnern, mit Europäischer Kommission und Europäischem Parlamentan
einem starken Diskriminierungsschutz für sämtliche Lebensbereiche zu arbeiten, der für alle
Menschen in ganz Europa gilt,
und baldmöglichst mit den Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern in einen Dialog einzutreten.

Berlin, den 23. Juli 2015
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Frauenrecht ist nicht nur ein abstrakter Begriff; es ist vor allem eine persönliche
Sache. Es geht dabei nicht nur um "uns", sondern ebenso um mich und um dich.

(Toni Morrison, amerikanische Schriftstellerin und Literaturnobelpreisträgerin)
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Pressemitteilung: Institut begrüßt
Gemeinsamen Appell für einen
einheitlichen, starken
Diskriminierungsschutz in der EU
Berlin - Das Deutsche Institut für Menschenrechte
begrüßt den heute veröffentlichten Gemeinsamen
Appell an die Bundesregierung, ihre Blockade der 5.
EU-Gleichbehandlungsrichtlinie aufzugeben und
sich für einen einheitlichen, starken
Diskriminierungsschutz in der Europäischen Union
einzusetzen. Der Appell wird von deutschen und
europäischen Antidiskriminierungsstellen,
Verbänden und NGOs gemeinsam getragen. 

Das Deutsche Institut für Menschenrechte erklärt hierzu: "Gerade angesichts der
richtigen Entscheidung des deutschen Gesetzgebers, im Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) von 2006 den Schutzbereich für alle
Diskriminierungsmerkmale in allen Lebensbereichen gleich auszugestalten - also
nicht nur im Arbeitsleben, sondern auch für die Bereiche soziale Vergünstigungen,
Bildung, Wohnungsmarkt, Versicherungen, Freizeitaktivitäten, kulturelle Angebote
und sonstige Gütern und Dienstleistungen -, sollte Deutschland seine ablehnende
Haltung auf EU-Ebene endlich aufgeben und aktiv für einen hohen gemeinsamen
Schutzstandard in der EU eintreten.

Deutschland sieht offenbar kritisch, dass in dem Richtlinienentwurf die Verweigerung
angemessener Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen explizit als eine Form
von Diskriminierung anerkannt ist. Dies ist jedoch bereits jetzt eine verbindliche
menschenrechtliche Vorgabe. Erst kürzlich wurde Deutschland vom UN-Ausschuss
für die Rechte von Menschen mit Behinderungen dazu aufgefordert, das Konzept der
angemessenen Vorkehrungen in allen Rechts- und Politikbereichen gesetzlich zu
verankern. Dazu hatte sich Deutschland mit der Ratifikation der UN-
Behindertenrechtskonvention bereits verpflichtet. 

Diskriminierungsschutz ist ein Strukturprinzip der Menschenrechte. Der Staat ist
nicht nur gehalten, selbst keine diskriminierenden Maßnahmen zu ergreifen; er
muss im Rahmen seiner menschenrechtlichen Schutzpflicht auch vor
Diskriminierungen durch Private schützen. Das Antidiskriminierungsrecht der EU ist
deshalb keine willkürliche bürokratische Vorgabe, sondern setzt die völkerrechtlich
verbindlichen Menschenrechtskonventionen um. 

Deutschland sollte deshalb das Konzept 'angemessene Vorkehrungen' im
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz verankern und auf EU-Ebene für eine schnelle
Verabschiedung der 5. EU-Gleichbehandlungsrichtlinie eintreten."

Der Entwurf der 5. EU-Gleichbehandlungsrichtlinie (auch horizontale Richtlinie
genannt) wird in der EU seit 2008 verhandelt und seit dieser Zeit maßgeblich von
Deutschland blockiert. Die Aufhebung dieser Blockade ist eine erklärte Zielsetzung
sowohl der EU-Kommission unter Jean-Claude Juncker als auch der gegenwärtigen
luxemburgischen Ratspräsidentschaft. Bislang gilt im Europarecht – anders als im
deutschen AGG – ein uneinheitlicher Diskriminierungsschutz für verschiedene
Diskriminierungsgründe: Der Schutz vor rassistischer Diskriminierung und
Geschlechterdiskriminierung gilt auch für den Zugang zu Gütern und
Dienstleistungen, während dies für Diskriminierungen aufgrund des Alters, einer
Behinderung, der sexuellen Orientierung und der Religion und Weltanschauung nicht
der Fall ist; für diese Merkmale besteht Diskriminierungsschutz bislang nur im
Arbeitsleben.
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23-07-2015  Germany - Equality - Press release -

Eurochild joins 40 other organisations and 2 individuals from German and European civil society,
Equinet and FADA in a joint appeal to the German Federal Government to stop blocking the proposed
Equal Treatment Directive

An Equal Treatement directive would protect people in Europe from
discrimination based on sex, ethnic origin, religion and belief, disability,
age, and sexual orientation. German federal government has blocked
negotiations within the Council of the EU regarding the draft directive, and
has so far refused to hold a substantive debate on this topic, which 27 out
of 28 EU member states are willing to have.

Read the joint appeal here.
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Wenn ein Kuss Lokalverbot zur Folge hat
Verbände: Regierung Merkel blockiert Minderheitenschutz

 VON DANIELA VATES
 Die Anti-Diskriminierungsstelle des
Bundes wirft der Bundesregierung vor,
den Schutz von Minderheiten in Europa
zu behindern. "Es ist völlig unverständ-
lich, dass Deutschland als einziges Land
einen besseren Schutz vor Diskriminie-
rungen für ganz Europa blockiert", sagte
die Leiterin der Anti-Diskriminierungs-
stelle, Christine Lüders, der Berliner
Zeitung. In einem gemeinsamen Aufruf
fordern Diskriminierungsstelle und über
40 Sozial-, Menschenrechts- und Selbst-
hilfeverbände die Regierung auf, den
Widerstand gegen die EU-Gleichbe-
handlungsrichtlinie aufzugeben. Es sei
bedauerlich, dass die Bundesregierung
sich "einer inhaltlichen Debatte verwei-
gert, zu der 27 von 28 EU-Mitglieds-
staaten bereit wären", heißt es in dem
Appell, der der Berliner Zeitung vor-

liegt. Die Richtlinie, die sich gegen Dis-
kriminierung wegen Religion, Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder
sexueller Ausrichtung richtet, muss von
den EU-Mitgliedsstaaten einstimmig
beschlossen werden.
Die Bundesregierung bremst die Unter-
zeichnung unter anderem mit dem Ver-
weis darauf, dass es sich beim Diskrimi-
nierungsschutz um eine nationale Ange-
legenheit handele. Deutschland habe
"den Vorschlag als eine Verletzung der
nationalen Zuständigkeit betrachtet",
heißt es in einem Vermerk des Europäi-
schen Rates. Zudem habe die Bundesre-
gierung auf mögliche Belastungen der
Wirtschaft hingewiesen. In Deutschland
gilt seit 2006 bereits ein Gleichbehand-
lungsgesetz. Eine EU-Richtlinie würde
daher laut Diskriminierungsstelle gar
keine gravierenden Rechtsänderungen

nach sich ziehen.
"Die Bundesregierung nimmt es hin,
dass Menschen mit Behinderungen in
vielen Ländern Europas der Zugang zu
Geschäftsräumen verwehrt werden kann
- oder Hoteliers Schwulen oder Lesben
Zimmer verweigern dürfen", kritisierte
Lüders. Ihre Behörde hat Beispiele aus
Europa gesammelt: Aus Wien etwa, wo
ein lesbisches Paar sich Anfang des Jah-
res in einem Café küsste und Lokalver-
bot erhielt. Zu den Unterzeichnern gehö-
ren unter anderem die Arbeiterwohl-
fahrt, der Paritätische Gesamtverband,
die Sozialverbände VdK und SoVD, der
Zentralrat deutscher Sinti und Roma, der
Bundesjugendring, der Deutsche Behin-
dertenrat, Amnesty International, der
Lesben- und Schwulenverband.
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V O N D A N I E L A V A T E S

Die Anti-Diskriminierungsstelle
des Bundes wirft der Bundesre-

gierung vor, den Schutz von Min-
derheiten in Europa zu behindern.
„Es ist völlig unverständlich, dass
Deutschland als einziges Land ei-
nen besseren Schutz vor Diskrimi-
nierungen für ganz Europa blo-
ckiert“, sagte die Leiterin der Anti-
Diskriminierungsstelle, Christine
Lüders, der Berliner Zeitung. In ei-
nem gemeinsamen Aufruf fordern
Diskriminierungsstelle und über 40
Sozial-, Menschenrechts- und
Selbsthilfeverbände die Regierung
auf, den Widerstand gegen die EU-
Gleichbehandlungsrichtlinie aufzu-
geben. Es sei bedauerlich, dass die
Bundesregierung sich „einer inhalt-
lichenDebatte verweigert, zu der 27
von 28 EU-Mitgliedsstaaten bereit
wären“, heißt es in dem Appell, der
der Berliner Zeitung vorliegt. Die
Richtlinie, die sich gegen Diskrimi-
nierung wegen Religion, Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder
sexueller Ausrichtung richtet, muss
von den EU-Mitgliedsstaaten ein-
stimmig beschlossen werden.
Die Bundesregierung bremst die

Unterzeichnung unter anderemmit
dem Verweis darauf, dass es sich
beim Diskriminierungsschutz um
eine nationale Angelegenheit han-
dele. Deutschland habe „den Vor-
schlag als eineVerletzung der natio-
nalen Zuständigkeit betrachtet“,
heißt es in einemVermerk des Euro-
päischen Rates. Zudem habe die
Bundesregierung auf mögliche Be-
lastungen der Wirtschaft hingewie-
sen. In Deutschland gilt seit 2006
bereits ein Gleichbehandlungsge-
setz. Eine EU-Richtlinie würde da-
her laut Diskriminierungsstelle gar
keine gravierendenRechtsänderun-
gen nach sich ziehen.
„Die Bundesregierung nimmt es

hin, dass Menschen mit Behinde-
rungen in vielen Ländern Europas
derZugangzuGeschäftsräumenver-
wehrt werden kann – oder Hoteliers
Schwulen oder Lesben Zimmer ver-
weigern dürfen“, kritisierte Lüders.
Ihre Behörde hat Beispiele aus Eu-
ropa gesammelt: AusWien etwa, wo
ein lesbisches Paar sich Anfang des
Jahres in einem Café küsste und Lo-
kalverboterhielt.ZudenUnterzeich-
nern gehören unter anderem die Ar-
beiterwohlfahrt, der ParitätischeGe-
samtverband, die Sozialverbände
VdK und SoVD, der Zentralrat deut-
scher Sinti undRoma, der Bundesju-
gendring, der Deutsche Behinder-
tenrat, Amnesty International, der
Lesben- und Schwulenverband.

Wenn ein Kuss
Lokalverbot zur
Folge hat

Verbände: RegierungMerkel
blockiertMinderheitenschutz

V O N H O L G E R S C H M A L E

So spektakulär die Auseinander-setzung um die Verteidiger der
NSU-Angeklagten Beate Zschäpe
erscheint – es gab solche Probleme
mit Pflichtverteidigern auch schon
während der großen Terroristen-
prozesse in den 70er-Jahren. Legen-
där ist ein Vorfall aus dem soge-
nannten Lorenz-Drenkmann-Pro-
zess vor dem Berliner Kammerge-
richt im Jahr 1978. Die der
„Bewegung 2. Juni“ zugerechneten
Angeklagten Ronald Fritzsch, Ralf
Reinders und Fritz Teufel schrieben
an drei von ihnen verschmähte
Pflichtverteidiger: „Sehr geehrter
Herr Rechtsanwalt, ich bitte um Ih-
ren schleunigen Besuch.“
Die überraschtenAnwältemach-

ten sich auf denWeg in die Untersu-
chungshaftanstalt Moabit und wur-
den dort von ihren Mandanten im
wahrsten Sinne des Wortes gestellt:
Sie schlugen zu. Teufel bat seinen
Verteidiger Peter Bufé immerhin,
die Brille abzunehmen, bevor er
plötzlich zum Hieb ausholte; zwi-
schen Reinders und seinem Anwalt
Heinz-Werner Lignitz kam es zu ei-
nemrichtigenHandgemenge, bevor
Wachtmeister eingreifen konnten.

Provokation und Sabotage

Das Ziel der Angeklagtenwar klar: Sie
wollten diese ihnen zugeteilten
Pflichtverteidiger, im Jargon der da-
maligen Zeit auch Zwangsverteidiger
genannt, loswerden. Die beantragten
auch folgerichtig ihre Entpflichtung –
dieBasis für jedeArt vonVerteidigung
sei zerstört, eine Weiterarbeit unzu-
mutbar,argumentiertensie.Dochder
alsharterHundbekannteVorsitzende
RichterFriedrichGeus lehnteab.Sein
Auswahlrecht dürfe nicht durch Pro-
vokationen der Angeklagten unter-
laufen werden. „Sonst hätte es jeder
Angeklagte in der Hand, zu jeder be-
liebigen Zeit einVerfahren durch den
Zwang zur Entpflichtung seines Ver-
teidigers zu sabotieren“, erklärte er.
So ähnlich hat auch der Vorsitzende
imZschäpe-Prozessargumentiert,als
er die Bemühungen um Entlassung
der Pflichtverteidiger abgelehnt hat.
Die Anwälte im Berliner Verfah-

ren verließen dennoch den Saal und
ließen sich durch die Anwaltskam-
mer beraten. Die kam zu dem
Schluss, dass sie der weiteren Ver-
handlung fernbleiben könnten.
Standesrechtliche Konsequenzen
seien nicht zu befürchten. Sie hät-
ten trotz der gegenteiligen richterli-
chen Entscheidung den Anspruch,
entpflichtet zu werden, wenn hier-
für „wichtige Gründe“ vorlägen –
wie in diesem Fall.
Geus hatte in dem Prozess für

klareVerhältnisse sorgenwollen – er
ordnete jedem der sechs Angeklag-
ten einen Pflichtverteidiger seiner
Wahl und zwei „Zwangsverteidiger“
zu, die aber von ihren Mandaten
und deren Wahlverteidigern igno-
riert wurden. Der Prozess fand in ei-
ner besonders angespannten Atmo-
sphäre statt, weil es auch um den
Mord an dem Kammergerichtsprä-
sidenten Günter von Drenkmann
ging, dem beliebten Kollegen der
Richter und Staatsanwälte, die über
dieseTat verhandelten.
Der Mord konnte den Angeklag-

ten nicht nachgewiesen werden, sie
wurden nur für die Entführung des
Berliner CDU-Vorsitzenden Peter
Lorenz verurteilt – bis auf Fritz Teu-
fel, der erst nach den Schuldig-Plä-
doyers in dem Prozess plötzlich ein
hieb- und stichfestes Alibi präsen-
tierte und damit die Ankläger der
Bundesanwaltschaft blamierte.

Pflichtanwalt
als Prügelknabe
der Justiz

Schon inTerroristen-Prozessen
der 70er Streit umVerteidiger

V O N T H O R S T E N K N U F

AlexanderDobrindt hat nachEin-schätzung von Juristen der Bun-
destagsverwaltung kaum Chancen,
sich im Streit um die Pkw-Maut ge-
gen die Brüsseler EU-Kommission
durchzusetzen. Das ist eine neue
Schlappe für die CSU und ihren
Bundesverkehrsminister. Die bei-
den Maut-Gesetze vom vergange-
nen Juni stellten in ihrer Kombina-
tion eine „mittelbare Diskriminie-
rung aus Gründen der Staatsange-
hörigkeit“ von Fahrzeughaltern aus
anderen EU-Ländern dar, schreibt
der Wissenschaftliche Dienst des
Parlaments in einem aktuellen Gut-
achten. Dies verstoße gegen funda-
mentale Prinzipien der Europäi-
schen Union. Das Gutachten liegt
der Berliner Zeitung vor.

Druck des Kanzleramtes

DieStellungnahmestütztdieRechts-
auffassung der EU-Kommission, die
wegen der Pkw-Maut Mitte vergan-
genen Monats ein Vertragsverlet-
zungsverfahren gegen Deutschland
eingeleitet hatte. Brüssel hält es für
inakzeptabel, dassuntermStrichnur
ausländische Autofahrer die Stra-
ßenbenutzungsgebühr zahlen sol-
len.VerkehrsministerDobrindtweist
die Bedenken der EU-Behörde bis-
herbrüskzurück.DieCSUinsgesamt
ist der Ansicht, dass sich die EU-
Kommission in Dinge einmischt, die
sie nichts angehen. Auf Druck des
Kanzleramts legte Dobrindt die Ein-
führung der Maut dennoch bis auf
weiteres auf Eis.
Die Einführung der „Ausländer-

Maut“war imvergangenenBundes-
tagswahlkampf eines der zentralen
Themen der bayerischen CSU. In
diesem Jahr verabschiedete die
schwarz-rote Koalition auf Drängen
der Christsozialen dazu schließlich
zwei Gesetze, die im Juni in Kraft
traten: Eines regelt die Einführung
einer allgemeinen Pkw-Maut für die
Benutzung von Autobahnen und
Bundesstraßen. Der genaue Preis
der Vignette richtet sich dabei nach
Hubraum und Schadstoffausstoß
des Autos. Das zweite Gesetz legt
fest, dass inländische Fahrzeughal-
ter bei der Kfz-Steuer um exakt je-
nenBetrag entlastetwerden, den sie
für eine Jahresvignette zahlen.
DerWissenschaftliche Dienst des

Bundestages betont, dass jedes Ge-
setz für sich europarechtlich unbe-
denklich sei. Die Kombination laufe
jedoch auf eineDiskriminierung von
EU-Ausländern hinaus.

Auch Juristen des Bundestags lehnenMaut ab
Wissenschaftlicher Dienst bestätigt Kritik der EU. Dobrindt scheitert erneutmit dem Prestigeprojekt der CSU

Mit dieser Einschätzung bleiben
sich die Experten treu: Sie hatten in
derVergangenheit bereits die politi-
schen Eckpunkte aus dem Hause
Dobrindt und später dann den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung
untersucht und waren dabei zu ver-
gleichbaren Ergebnissen gekom-
men. Für das jüngste Gutachten,
das imAuftragderGrünenentstand,
analysierten die Parlamentsjuristen
nun die verabschiedeten Gesetze.
Auf diese bezieht sich auch dasVer-
tragsverletzungsverfahren der EU-
Kommission.
Grünen-Fraktionsvize Oliver Kri-

scher sagte der Berliner Zeitung:
„Herr Dobrindt und mit ihm die
ganze Bundesregierung werden mit
der Pkw-Maut scheitern. Und das
aus gutem Grund: Dobrindt reakti-
viertdamitSchlagbäumeundGrenz-
kontrollen, die in einem gemeinsa-
men Europa längst vergessen wa-
ren.“ Die Maut biete auch keine ge-
eigneten Antworten auf das
immense Defizit beim Erhalt der In-
frastruktur, sagte Krischer. Der Ver-
kehrsminister geht davon aus, dass
die Abgabe pro Jahr 500 Millionen
Euro zusätzlich einbringenwird.Das
Geld soll denVerkehrswegenzugute-
kommen. Kritiker halten Dobrindts
Berechnungen für unseriös.

Zweites Problem herausgearbeitet

In ihrem aktuellen Gutachten arbei-
ten die Bundestagsjuristen neben
derDiskriminierungvonEU-Auslän-
dern aufgrund ihrer Staatsangehö-
rigkeit ein zweites Problem heraus,
das die deutsche Pkw-Maut zu Fall
bringen könnte: Die EU-Verträge le-
gen eindeutig fest, dass einMitglied-
staat keineRegelungenerlassendarf,
dieVerkehrsunternehmen aus ande-
ren EU-Ländern schlechter stellen.
Dies wäre aber der Fall, wenn etwa
ausländische Kurier- oder Fahr-
dienste, die grenzüberschreitend tä-
tig sind, imGegensatz zu ihren deut-
schen Wettbewerbern die hiesige
Pkw-Maut zahlen müssen. Bei ei-
nem anderen Punkt hingegen stär-
ken die Experten dem Verkehrsmi-
nister den Rücken: Anders als die
EU-Kommission sind sie nicht der
Ansicht, dass die Kurzzeit-Vignetten
für ausländische Straßennutzer
überproportional teuer sein sollen.
Auch deren Preise richten sich nach
Hubraum und Schadstoffausstoß.
MaximalwerdendemGesetz zufolge
15 Euro (für zehn Tage) beziehungs-
weise 30 Euro (für zwei Monate) fäl-
lig. Der Preis für die Jahresvignette
soll höchstens 130 Euro betragen.

DPA/JENS BÜTTNER

Die Pkw-Maut stellt eine Diskriminierung von EU-Ausländern dar, heißt es.

IMAGO

Der damals 27-jährige FritzTeufel (r.)
beim Prozess 1971 inMünchen

Jeder neunte Student an deut-schen Universitäten und Hoch-
schulen stammt inzwischen aus
dem Ausland – Tendenz steigend.
Insgesamt waren es 2014 etwa
19 000 (plus sieben Prozent) mehr
als im Vorjahr. Damit lag die Zahl
erstmals über 300 000. Das geht aus
dem Bericht „Wissenschaft weltof-
fen“ hervor, den der Deutsche Aka-
demische Austauschdienst (DAAD)
amMittwoch in Berlin vorstellte.
Der Anteil von Ausländern an den

2,7 Millionen Studierenden in
Deutschlandkletterte ineine Jahrvon
11,3 auf 11,5 Prozent. Ein Rekord
wurde auch bei den ausländischen
Studienanfängern erreicht – ihre Zahl
stieg auf über 100 000. Beim europäi-
schen Austausch-Programm Eras-
musstelltedieFreieUniversitätBerlin
dasbeliebtesteZiel dar.Mit 1 034Stu-
denten lag sie erneut ander Spitze im
Bundesvergleich. Gefolgt wurde sie
von der Humboldt-Universität zu
Berlin mit 927 aufgenommenen Stu-
denten und der Technischen Univer-
sitätMünchenmit 701 Studenten.
Die aktuellen Daten zeigen, dass

Deutschland nach den USA und
Großbritannien das beliebteste Gast-
land für Studenten ist. Die meisten
kamen2014ausChina (28 000),Russ-
land (mehr als 11 000) und Indien
(über 9 000). Laut Bundesbildungs-
ministerin Johanna Wanka (CDU)
sollen bis 2020 rund 350 000 auslän-
dische Studierende in Deutschland
ausgebildetwerden. (BLZ/dpa)

DeutscheUnis
beliebt imAusland
RekordbeiZahl der Studenten

V O N M A R K U S S I E V E R S

Eltern von kleinen Kindern müs-sen sich noch gedulden, bis sie
Klarheit über die künftige Familien-
förderung bekommen. Die Koali-
tionwill sich erst Anfang September
festlegen, wie sie nach dem aus für
das Betreuungsgeld die frei werden-
denMittel verwendenmöchte. Dies
kündigte die stellvertretende Regie-
rungssprecherin Christiane Wirtz
am Mittwoch an. Zunächst einmal
müsse man das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts prüfen, sagte
Wirtz. Dieses hatte amDienstag das
Betreuungsgeld für grundgesetz-
widrig erklärt, da nur die Länder
und nicht der Bund eine solche
Leistung beschließen dürften.
BisMitteAugustwill Familienmi-

nisterin Manuela Schwesig (SPD)
einenVorschlag vorlegen, wie es für
die Eltern weitergeht, die schon Be-
treuungsgeld erhalten oder Anträge
vor dem Urteil gestellt haben. Zu-
rückzahlen muss niemand etwas.
Auch wer Betreuungsgeld erhält,
soll es weiter bekommen. Unklar ist
noch, was mit gestellten und vor al-
lem mit bereits bewilligten Anträ-
gen geschieht.

SPD sieht falsche Anreize

Politisch heikel ist aber der Umgang
mit der umstrittenen Leistung in
der Zukunft. Die CSU hatte 2013 in
der schwarz-gelben Koalition die
Unterstützung für Eltern durchge-
setzt, die ihre ein- oder zweijährigen
Kinder nicht in öffentlich geförderte
Betreuungsrichtungen abgeben. Sie
erhalten als Ausgleich 150 Euro im
Monat. Die SPD lehnt dies Instru-
ment vehement ab, weil sie darin ei-
nenAnreiz sieht, Kinder vonder frü-
hen Förderung in Kitas und Mütter
von der Berufstätigkeit fernzuhal-

Koalition lässt Eltern über Betreuungsgeld imUnklaren
Entscheidung zu Bundesmitteln erst im September erwartet. Vertrauensschutz für Altfälle bleibt bestehen

ten. Sie akzeptierte aber, dass sie in
einer Koalition mit der Union das
Gesetz nicht abschaffen kann.
Durch das Urteil des Verfas-

sungsgerichts hat sich die politische
Ausgangslage geändert. Nun kann
sich die Koalition nicht mehr davor
drücken, eine gemeinsame inhaltli-
che Linie zu finden. Denn die CSU
hat ihr Betreuungsgeld keinesfalls
aufgegeben. Sie will es nicht nur in
Bayern vorerst aus der Landeskasse
weiter zahlen, sondern verlangt
vom Bund auch eine Erstattung da-
für. Dies stößt freilich auf juristische
Bedenken, hat doch gerade Karls-
ruhe dem Bund die Zuständigkeit
auf diesemGebiet abgesprochen.

Möglichkeiten für Bayern

Allerdings kann der Bund jederzeit
die Länder allgemein entlasten, etwa
indem er ihnen einen Anteil von sei-
nen Umsatzsteuereinnahmen ab-
tritt. Dann könnten die Ministerprä-
sidenten selbst entscheiden, was sie
mit den Einnahmen anfangen. Bay-
ern würde daraus das Betreuungs-
geld finanzieren. Berlin könnte es in
Kitas stecken. Aber schon das wäre
für die SPD ein Zugeständnis. Sie
möchte, dass der gesamte Betrag
bundesweit in denKitaausbau fließt.
Einig sind sich alle Lager nur

darin, dass dasGelddenFamilien er-
halten bleiben soll. Für 2016 hat Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) 900 Millionen Euro für das
Betreuungsgeld eingeplant, für die
Jahre danach jeweils eine Milliarde
Euro.WiehochdieKosten fürdieAlt-
fälle in der Anfangszeit sind, soll das
Familienministerium in der Som-
merzeit prüfen. Anschließend müs-
sen Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU), CSU-Chef Horst Seehofer
und der SPD-Vorsitzende Sigmar
Gabriel eine Entscheidung treffen.

U N T E R S C H I E D E W E S T U N D O S T
Daten des Statistischen Bundesamtes offenbaren, dass im Osten des

Landes nach wie vor eine komplett andere Betreuungssituation als im Westen
besteht. Kein Stadt- oder Landkreis im Osten wies eine Betreuungsquote

von weniger als 40 Prozent auf.
Immerhin zieht der Westen nach. Es gibt nur noch 41 Kreise, die eine Betreuungs-

quote von weniger als 20 Prozent aufwiesen. Stichtag war der 1. März 2014.
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Aufruf von Menschenrechtsverbänden
„Bundesregierung behindert Schutz von
Minderheiten“
Mit einer EU-weiten Richtlinie soll gegen Diskriminierung jeglicher Art vorgegangen werden.
Darin sind sich fast alle Mitgliedsstaaten einig. Nur Deutschland stellt sich quer und verhindert
damit die Debatte.

Berlin –
Die Anti-Diskriminierungsstelle des
Bundes wirft der Bundesregierung vor,
den Schutz von Minderheiten in Europa
zu behindern. „Es ist völlig unverständ-
lich, dass Deutschland als einziges Land
einen besseren Schutz vor Diskriminie-
rungen für ganz Europa blockiert“, sagte
die Leiterin der Anti-Diskriminierungs-
stelle, Christine Lüders, dieser Zeitung.
In einem gemeinsamen Aufruf fordern
Diskriminierungsstellen und über 40
Sozial-, Menschenrechts- und Selbsthil-
feverbände die Regierung auf, den
Widerstand gegen die EU-Gleichbe-
handlungsrichtlinie aufzugeben. Es sei
bedauerlich, dass die Bundesregierung
sich „einer inhaltlichen Debatte verwei-
gert, zu der 27 von 28 EU-Mitglieds-
staaten bereit wären“, heißt es in dem
Appell, der dieser Zeitung vorliegt. Die
Richtlinie, die sich gegen Diskriminie-
rung wegen Religion, Weltanschauung,
Behinderung, Alter oder sexueller Aus-
richtung richtet, muss von den EU-Mit-
gliedsstaaten einstimmig beschlossen
werden.
Diskriminierungsschutz sei nationale
Angelegenheit
Die Bundesregierung bremst die Unter-
zeichnung unter anderem mit dem Ver-

weis darauf, dass es sich beim Diskrimi-
nierungsschutz um eine nationale und
nicht um eine europäische Angelegen-
heit handele. Deutschland habe „den
Vorschlag als eine Verletzung der natio-
nalen Zuständigkeit betrachtet“, heißt es
in einem Vermerk des Europäischen
Rates vom Dezember 2014. Zudem habe
die Bundesregierung auf mögliche Bela-
stungen der Wirtschaft hingewiesen und
eine Kosten-Nutzen-Analyse ange-
mahnt.
Dies sei umso irritierender als in
Deutschland seit 2006 bereits ein
Gleichbehandlungsgesetz gelte und eine
EU-Richtlinie daher keine gravierenden
Rechtsänderungen mehr nach sich zie-
hen würde, heißt es in der Anti-Diskri-
minierungsstelle. In anderen EU-Län-
dern wie Polen warteten die Regierun-
gen auf die Richtlinie, um mit ihr die
Erarbeitung von Gleichstellungsgeset-
zen begründen zu können. „Wenn die
Regierung in Warschau daran etwas
ändern will, braucht sie den Rückhalt
aus Europa, um sich gegen tief sitzende
Widerstände in der Gesellschaft durch-
zusetzen“, sagte Lüders.
Lokalverbot wegen eines Kusses
„Die Bundesregierung nimmt es hin,
dass Menschen mit Behinderungen in

vielen Ländern Europas der Zugang zu
Geschäftsräumen verwehrt werden kann
- oder Hoteliers Schwulen oder Lesben
Zimmer verweigern dürfen“, kritisierte
Lüders. Ihre Behörde hat Beispiele aus
Europa gesammelt: Aus Wien etwa, wo
ein lesbisches Paar sich Anfang des Jah-
res in einem Café küsste und Lokalver-
bot erhielt. Oder aus Großbritannien, wo
einer Gruppe gehörloser Jugendlicher
aus einem Flugzeug verwiesen worden
sei.
Auch für Vermieter, die sich weigerten,
Wohnungen an Menschen jüdischen
oder muslimischen Glaubens zu verge-
ben, bliebe dies in vielen Ländern ohne
die EU-Richtlinie weiter ohne Konse-
quenzen. Dies gelte ebenso etwa für
Autovermieter, die Menschen wegen
ihres Alters nicht als Kunden akzeptie-
ren wollten.
Zu den Unterzeichnern des Appells
gehören unter anderem Arbeiterwohl-
fahrt, der Paritätische Gesamtverband,
die Sozialverbände VdK und SoVD, der
Zentralrat deutscher Sinti und Roma, der
Bundesjugendring, der Deutsche Behin-
dertenrat, Amnesty International, der
Lesben- und Schwulenverband.

Abbildung: Gegen Diskriminierung von Schwulen und Lesben: Neue Ampelmännchen für München. Foto: dpa.
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Berlin bremst beim Schutz von Minderheiten
Sozialverbände fordern die Regierung auf, EU-Initiative zu unterstützen / Deutschland verweist
auf eigenes Gesetz

Von Daniela Vates
Die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des wirft der Bundesregierung vor, den
Schutz von Minderheiten in Europa zu
behindern. "Es ist völlig unverständlich,
dass Deutschland als einziges Land
einen besseren Schutz vor Diskriminie-
rungen für ganz Europa blockiert", sagte
die Leiterin der Antidiskriminierungs-
stelle, Christine Lüders, der Frankfurter
Rundschau. In einem gemeinsamen
Aufruf fordern die Antidiskriminie-
rungsstelle und über 40 Sozial-, Men-
schenrechts- und Selbsthilfeverbände
die Regierung auf, den Widerstand
gegen die EU-Gleichbehandlungsrichtli-
nie aufzugeben. Es sei bedauerlich, dass
die Bundesregierung sich "einer inhaltli-
chen Debatte verweigert, zu der 27 von
28 EU-Mitgliedsstaaten bereit wären",
heißt es in dem Appell, der der FR vor-
liegt. Die Richtlinie, die sich gegen Dis-
kriminierung wegen Religion, Weltan-
schauung, Behinderung, Alter oder
sexueller Ausrichtung richtet, muss von
den EU-Mitgliedsstaaten einstimmig
beschlossen werden.
Nationale Angelegenheit?
Die Bundesregierung bremst die Unter-

zeichnung unter anderem mit dem Ver-
weis darauf, dass es sich beim Diskrimi-
nierungsschutz um eine nationale und
nicht um eine europäische Angelegen-
heit handele. Deutschland habe "den
Vorschlag als eine Verletzung der natio-
nalen Zuständigkeit betrachtet", heißt es
in einem Vermerk des Europäischen
Rates vom Dezember 2014. Zudem habe
die Bundesregierung auf mögliche Bela-
stungen der Wirtschaft hingewiesen und
eine Kosten-Nutzen-Analyse ange-
mahnt. Dies sei umso irritierender als in
Deutschland seit 2006 bereits ein
Gleichbehandlungsgesetz gelte und eine
EU-Richtlinie daher keine gravierenden
Rechtsänderungen mehr nach sich zie-
hen würde, heißt es in der Antidiskrimi-
nierungsstelle.
In anderen EU-Ländern wie Polen war-
teten die Regierungen auf die Richtlinie,
um mit ihr die Erarbeitung von Gleich-
stellungsgesetzen begründen zu können.
"Wenn die Regierung in Warschau
daran etwas ändern will, braucht sie den
Rückhalt aus Europa, um sich gegen tief
sitzende Widerstände in der Gesell-
schaft durchzusetzen", sagte Lüders.
"Die Bundesregierung nimmt es hin,

dass Menschen mit Behinderungen in
vielen Ländern Europas der Zugang zu
Geschäftsräumen verwehrt werden kann
- oder Hoteliers Schwulen oder Lesben
Zimmer verweigern dürfen", kritisierte
Lüders. Ihre Behörde hat Beispiele aus
Europa gesammelt: Aus Wien etwa, wo
ein lesbisches Paar sich Anfang des Jah-
res in einem Café küsste und Lokalver-
bot erhielt. Oder aus Großbritannien, wo
eine Gruppe gehörloser Jugendlicher aus
einem Flugzeug verwiesen worden sei.
Auch für Vermieter, die sich weigerten,
Wohnungen an Menschen jüdischen
oder muslimischen Glaubens zu verge-
ben, bliebe dies in vielen Ländern ohne
die EU-Richtlinie weiter ohne Konse-
quenzen. Zu den Unterzeichnern des
Appells gehören unter anderem Arbei-
terwohlfahrt, der Paritätische Gesamt-
verband, die Sozialverbände VdK und
SoVD, der Zentralrat deutscher Sinti
und Roma, der Bundesjugendring, der
Deutsche Behindertenrat, Amnesty
International, der Lesben- und Schwu-
lenverband.
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Berlin bremst beim Schutz von Minderheiten
Sozialverbände fordern die Regierung auf, EU-Initiative zu unterstützen / Deutschland verweist auf eigenes Gesetz

Von Daniela Vates

Die Antidiskriminierungsstelle
des Bundes wirft der Bundes-

regierung vor, den Schutz von
Minderheiten in Europa zu behin-
dern. „Es ist völlig unverständlich,
dass Deutschland als einziges
Land einen besseren Schutz vor
Diskriminierungen für ganz
Europa blockiert“, sagte die Leite-
rin der Antidiskriminierungsstelle,
Christine Lüders, der Frankfurter
Rundschau. In einem gemeinsa-
men Aufruf fordern die Antidiskri-
minierungsstelle und über 40 So-
zial-, Menschenrechts- und Selbst-
hilfeverbände die Regierung auf,
den Widerstand gegen die EU-
Gleichbehandlungsrichtlinie auf-
zugeben. Es sei bedauerlich, dass

die Bundesregierung sich „einer
inhaltlichen Debatte verweigert,
zu der 27 von 28 EU-Mitglieds-
staaten bereit wären“, heißt es in
dem Appell, der der FR vorliegt.
Die Richtlinie, die sich gegen Dis-
kriminierung wegen Religion,
Weltanschauung, Behinderung,
Alter oder sexueller Ausrichtung
richtet, muss von den EU-Mit-
gliedsstaaten einstimmig be-
schlossen werden.

Nationale Angelegenheit?

Die Bundesregierung bremst die
Unterzeichnung unter anderem
mit dem Verweis darauf, dass es
sich beim Diskriminierungs-
schutz um eine nationale und
nicht um eine europäische Ange-

legenheit handele. Deutschland
habe „den Vorschlag als eine Ver-
letzung der nationalen Zustän-
digkeit betrachtet“, heißt es in ei-
nem Vermerk des Europäischen
Rates vom Dezember 2014. Zu-
dem habe die Bundesregierung
auf mögliche Belastungen der
Wirtschaft hingewiesen und eine
Kosten-Nutzen-Analyse ange-
mahnt. Dies sei umso irritieren-
der als in Deutschland seit 2006
bereits ein Gleichbehandlungsge-
setz gelte und eine EU-Richtlinie
daher keine gravierenden
Rechtsänderungen mehr nach
sich ziehen würde, heißt es in der
Antidiskriminierungsstelle.

In anderen EU-Ländern wie
Polen warteten die Regierungen
auf die Richtlinie, um mit ihr die

Erarbeitung von Gleichstellungs-
gesetzen begründen zu können.
„Wenn die Regierung in Warschau
daran etwas ändern will, braucht
sie den Rückhalt aus Europa, um
sich gegen tief sitzende Wider-
stände in der Gesellschaft durch-
zusetzen“, sagte Lüders.

„Die Bundesregierung nimmt
es hin, dass Menschen mit Behin-
derungen in vielen Ländern
Europas der Zugang zu Ge-
schäftsräumen verwehrt werden
kann – oder Hoteliers Schwulen
oder Lesben Zimmer verweigern
dürfen“, kritisierte Lüders. Ihre
Behörde hat Beispiele aus Europa
gesammelt: Aus Wien etwa, wo
ein lesbisches Paar sich Anfang
des Jahres in einem Café küsste
und Lokalverbot erhielt. Oder

aus Großbritannien, wo eine
Gruppe gehörloser Jugendlicher
aus einem Flugzeug verwiesen
worden sei.

Auch für Vermieter, die sich
weigerten, Wohnungen an Men-
schen jüdischen oder muslimi-
schen Glaubens zu vergeben,
bliebe dies in vielen Ländern oh-
ne die EU-Richtlinie weiter ohne
Konsequenzen. Zu den Unter-
zeichnern des Appells gehören
unter anderem Arbeiterwohl-
fahrt, der Paritätische Gesamt-
verband, die Sozialverbände VdK
und SoVD, der Zentralrat deut-
scher Sinti und Roma, der Bun-
desjugendring, der Deutsche Be-
hindertenrat, Amnesty Interna-
tional, der Lesben- und Schwu-
lenverband.

Arm im Osten, reich im Westen
Eine Bilanzstudie zur deutschen Einheit zeichnet in wesentlichen Punkten die alte Grenze nach

Von Markus Decker

Den wesentlichsten Satz
sprach Reiner Klingholz ge-

gen Ende der Pressekonferenz.
„Der Mannheimer oder der Biele-
felder hat im Zweifel nichts von
der Wiedervereinigung mitbe-
kommen“, sagte der Direktor des
Berlin-Instituts für Bevölkerung
und Entwicklung. „Die Möglich-
keit gab es im Osten nicht.“ An-
ders ausgedrückt: Die Wiederver-
einigung und was ihr vorausging
war für manche im Westen ein
TV-Ereignis. Mehr nicht. Für alle
im Osten war sie eine tiefe Zäsur.

Das Berlin-Institut hat am
Mittwoch eine Studie präsentiert
mit dem Titel „So geht Einheit“.
Sie enthält den Versuch, die ver-
gangenen 25 Jahre zu bilanzie-
ren. „Das Ergebnis hat uns selbst
erstaunt“, betonte Klingholz.
Denn in den wesentlichen Kenn-
zahlen zeichne sich recht exakt
die alte Grenze ab.

Jenseits der mentalen Prägun-
gen von vor 1989 sind es vor al-
lem die ökonomischen Daten, die
eine beträchtliche Differenz aus-
weisen und gesellschaftliche Kon-
sequenzen nach sich ziehen. Dies
lässt sich in den Jahresberichten
zur deutschen Einheit regelmäßig
und detaillierter nachlesen. Das
Bruttoinlandsprodukt in Ost-
deutschland beträgt knapp drei
Viertel jenes in Westdeutschland.
Dies rührt im Wesentlichen von
der Tatsache her, dass es im Os-
ten weniger Großindustrie gibt;
nicht ein einziger DAX-Konzern
hat seinen Sitz in den neuen Län-
dern. Folge ist wiederum, dass
die Arbeitslosigkeit in Ost-
deutschland mit rund elf Prozent
etwa doppelt so hoch ist wie in
Westdeutschland – und das trotz
der enormen Abwanderung, die
erst in den letzten Jahren halb-
wegs zum Erliegen gekommen ist.

Der durchschnittliche Ostdeut-
sche verfügt nur über zwei Drittel

des durchschnittlichen Einkom-
mens eines Westdeutschen. Noch
krasser ist der Unterschied bei
den Vermögen. Während dies im
Westen pro Kopf im Schnitt bei
153 000 Euro liegt, liegt es im Os-
ten bei nicht mal der Hälfte. Die
Konsumgewohnheiten geben da-
von Zeugnis – jedenfalls bei Gü-
tern des gehobenen Bedarfs. In

den neuen Ländern dominieren
asiatische Kleinwagen, während
Bayern und Baden-Württember-
ger gern teure BMW fahren. Im
Westen werden auch mehr Uhren
und Schmuck verkauft.

Tatsache ist, dass der Westen
im materiellen Bereich die Stan-
dards setzt, an denen sich der Os-
ten misst oder vom Westen ge-
messen wird. Die Anpassung im
Sinne von Angleichung misslingt.

Daneben gibt es einige wenige
Bereiche, in denen sich der Wes-
ten auf den Osten zubewegt. Das
gilt ganz zentral für die Erwerbs-
tätigkeit von Frauen und setzt
sich bei der Kinderbetreuung fort.
Auf dem Feld ist es nun der Os-
ten, der als vorbildlich gilt. Dabei
werden Familien auch im Westen
seltener. Und Frauen kriegen im
Osten wieder etwas häufiger Kin-
der als im Westen. Was das Pri-
vatleben im engeren Sinne anbe-
langt, vermeldet die Studie: „Im
Bett kaum noch Mauern.“ Dem-

nach ist der Anteil der deutsch-
deutschen Partnerschaften auf elf
Prozent gestiegen. Sie gelten als
so häufig wie solche zwischen Ur-
sprungsdeutschen und Deutschen
mit Migrationshintergrund.

Ähnliche Angleichungsprozes-
se gibt es bei den religiösen Prä-
gungen. Während es die Men-
schen in vielen postsozialisti-
schen Staaten nach 1989 in die
Kirchen zog, ist die Quote derer
im Osten, die Mitglied einer Reli-
gionsgemeinschaft sind, von 37
auf 23 Prozent weiter gesunken.
Zugleich schrumpfte diese Quote
im Westen von 85 auf 66 Prozent.

Was die Deutschen übereinan-
der denken, ist nicht nur freund-
lich. Ein Drittel der Ostdeutschen
empfindet laut Studie die West-
deutschen als arrogant. Diese hal-
ten ihre Mitbürger oft für unzu-
frieden und anspruchsvoll. Wo
sich Ost- und Westdeutsche inten-
siver begegnen, schwinden die
Stereotype. Seite 11

NAH UND FERN
In 25 Jahren eines gemeinsamen
Staates kommen sich Ost und West
näher, aber es bleiben auch weiterhin
deutlich Unterschiede bestehen. Das
zeigt die neue Studie des Berlin-Insti-
tuts für Bevölkerung und Entwicklung.

Auffallend ist, dass in den 25 unter-
suchten Feldern die Unterschiede sich
entlang der alten Grenzen abzeichnen,
sagten die Forscher. Die komplette
Studie ist zu finden unter:
www.berlin-institut.org FR

Was den Alkoholkonsum angeht, verstehen sich Ost und West bestens: Das Bier ist hüben wie drüben das beliebteste alkoholische Getränk. ANDREAS GEBERT/DPA
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Appell gegen die Diskriminierung
RICHTLINIE Verbände fordern Bund auf, die EU-Regelung nicht länger zu blockieren

 VON DANIELA VATES
 Berlin. Die Antidiskriminierungsstelle
des Bundes wirft der Bundesregierung
vor, den Schutz von Minderheiten in
Europa zu behindern. "Es ist völlig
unverständlich, dass Deutschland als
einziges Land einen besseren Schutz vor
Diskriminierungen für ganz Europa
blockiert", sagt Christine Lüders, Leite-
rin der Antidiskriminierungsstelle.
In einem gemeinsamen Aufruf fordern
Antidiskriminierungsstelle und mehr als
40 Sozial-, Menschenrechts- und Selbst-
hilfeverbände die Regierung auf, den
Widerstand gegen die EU-Gleichbe-
handlungsrichtlinie aufzugeben. Es sei
bedauerlich, dass die Bundesregierung
sich "einer inhaltlichen Debatte verwei-
gert, zu der 27 von 28 EU-Mitglieds-
staaten bereit wären", heißt es in dem
Appell. Die Richtlinie, die sich gegen
Diskriminierung wegen Religion, Welt-
anschauung, Behinderung, Alter oder
sexueller Ausrichtung richtet, muss von
den EU-Mitgliedsstaaten einstimmig
beschlossen werden.
Die Bundesregierung bremst die Unter-
zeichnung unter anderem mit dem Ver-
weis darauf, dass es sich beim Diskrimi-
nierungsschutz um eine nationale und

nicht um eine europäische Angelegen-
heit handele. Deutschland habe "den
Vorschlag als eine Verletzung der natio-
nalen Zuständigkeit betrachtet", heißt es
in einem Vermerk des Europäischen
Rates vom Dezember 2014. Zudem habe
die Bundesregierung auf mögliche Bela-
stungen der Wirtschaft hingewiesen und
eine Kosten-Nutzen-Analyse ange-
mahnt. Dies sei umso irritierender, als in
Deutschland seit 2006 bereits ein
Gleichbehandlungsgesetz gelte und eine
EU-Richtlinie daher keine gravierenden
Rechtsänderungen mehr nach sich zie-
hen würde, heißt es in der Antidiskrimi-
nierungsstelle.
In anderen Ländern der Europäischen
Union wie Polen warteten die Regierun-
gen auf die Richtlinie, um mit ihr die
Erarbeitung von Gleichstellungsgeset-
zen begründen zu können. "Wenn die
Regierung in Warschau daran etwas
ändern will, braucht sie den Rückhalt
aus Europa, um sich gegen tief sitzende
Widerstände in der Gesellschaft durch-
zusetzen", sagt Lüders.
 Lokalverbot nach Kuss im Café
"Die Bundesregierung nimmt es hin,
dass Menschen mit Behinderungen in
vielen Ländern Europas der Zugang zu

Geschäftsräumen verwehrt werden kann
- oder Hoteliers Schwulen oder Lesben
Zimmer verweigern dürfen", kritisiert
Lüders. Ihre Behörde hat Beispiele aus
Europa gesammelt: Aus Wien, wo ein
lesbisches Paar sich Anfang des Jahres
in einem Café küsste und Lokalverbot
erhielt. Oder aus Großbritannien, wo
eine Gruppe gehörloser Jugendlicher aus
einem Flugzeug verwiesen wurde.
Auch für Vermieter, die sich weigerten,
Wohnungen an Menschen jüdischen
oder muslimischen Glaubens zu verge-
ben, bliebe dies in vielen Ländern ohne
die EU-Richtlinie weiter ohne Konse-
quenzen. Dies gelte ebenso für Autover-
mieter, die Menschen wegen ihres
Alters nicht als Kunden akzeptieren
wollten. Zu den Unterzeichnern des
Appells gehören auch Arbeiterwohl-
fahrt, der Paritätische Gesamtverband,
die Sozialverbände VdK und SoVD, der
Zentralrat deutscher Sinti und Roma, der
Bundesjugendring, der Deutsche Behin-
dertenrat, Amnesty International und der
Lesben- und Schwulenverband.
http://gleiches-recht-jetzt.de
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AfD droht Luckemit Klage
PARTEIPROGRAMME AlfasollganzePassagennahezuwortgleichübernommenhaben
VON BERNHARD HONNIGFORT

Berlin. Geschieden sind sie, aber
sauber voneinander getrennt noch
lange nicht: Die ParteiAfD erwägt
rechtliche Schritte gegen Alfa, die
am vergangenen Wochenende in
Kassel gegründete neue Partei des
ehemaligen AfD-Vorsitzenden
Bernd Lucke. Der soll nicht nur ei-
nigeTausendMitglieder aus seiner
ehemaligen Partei mitgenommen,
sondern auch ganze Passagen aus
dem Parteiprogramm der Alterna-
tive für Deutschland in das neue
Unternehmen hinübergerettet ha-
ben. Nun will Luckes Erstpartei
womöglich seine Zweitpartei ver-
klagen.
Nach einem Bericht der „Bild“-
Zeitung geht es bei dem Streit um
angeblich nahezuwortgleiche Pas-
sagen in den Parteiprogrammen
derAfD sowie der neugegründeten
Partei Allianz für Fortschritt und
Aufbruch (Alfa). AfD-Sprecher
Christian Lüth sagte, es sei „er-
staunlich, wie viele Programm-
punkte schlichtweg von unserem
Programm kopiert wurden“. Da-

her würden „rechtliche Schritte
wegen Diebstahls geistigen Eigen-
tums“ geprüft.
Angeblich deckungsgleiche
Passagen in den Entwürfen für ein
Alfa-Programm drehen sich um
die Themen Islam, Bürgerrechte
und Bildung. Der AfD-Politiker
Alexander Gauland spottete in der
der Zeitung, Lucke falle offenbar
„nichts ein, deswegen klaut er die
Themen von derAfD“.
Lucke selbst erklärte die Ähn-
lichkeiten so: Die Politikerin Ulri-
ke Schütt, die mit ihm von derAfD
zu Alfa gewechselt sei, habe an
beiden Parteiprogrammen mitge-
schrieben. „Das, was möglicher-
weise wortgleich auch in AfD-Pa-
pieren auftaucht, ist zu AfD-Zei-

ten offenbar von Frau Schütt ge-
schrieben worden“, so Lucke. Nun
gehöre Schütt aber zurAlfa.
Es gibt nicht nur Ärger umwort-
gleiche Inhalte, auch der neue
Name sorgt von Anfang an für
Probleme: Der italienische Auto-
bauer Alfa Romeo und ein Verein
„Aktion für Lebensrecht für Alle
e.V.“ (Alfa) hatten am Montag
ebenfalls angekündigt, rechtliche
Schritte wegen der Namensgleich-
heit zu prüfen. Lucke sagte dazu:
„Es gibt eine Bestimmung im Par-
teiengesetz, die besagt, dass der
Name einer neuen Partei nicht den

Namen einer anderen ähnlich sein
darf. Mir ist keine Partei bekannt,
die so heißt wie unsere.“
Luckes ehemalige Anhänger in
derAfD hatten nachmonatelangen
hasserfüllten Streitereien inner-
halb der „Alternative für Deutsch-
land“ am vergangenen Sonntag ei-
ne neue Partei aufgemacht. Aus
der vor zwei Jahren gegründeten
AfD, die etwa 22 000 Mitglieder
zählte, dürften mittlerweile einige
Tausend Mitglieder ausgeschie-
den sein, um sich Lucke anzu-
schließen.
Der Wirtschaftsprofessor hatte
vor einigenMonaten als Signal ge-
gen das Abdriften der AfD nach
rechtsaußen den Verein „Weckruf
2015“ gegründet, der zum Schluss
rund 4000 Mitglieder zählte und
den Kern der neuen Partei bildet,
die so heißt wie eine italienische
Automarke.
Beim AfD-Parteitag in Essen
Anfang des Monats war Lucke im
Machtkampf mit seiner Ko-Vorsit-
zenden, der Sächsin Frauke Petry,
unter die Räder gekommen. Das
Parteivolk buhte den AfD-Grün-
der aus und verspottete ihn. Kurz
danachwarf Lucke hin, trat aus der
AfD aus, hatte aber schnell eine
Neue.

Hat er abgeschrieben? Alfa-Chef Bernd Lucke Foto: Getty

Reiner Rohlje –Alfa-Mann für NRW
Eine wichtige Rolle beim Aufbau
eines Alfa-Landesverbandes in
Nordrhein-Westfalen dürfte Rei-
ner Rohlje spielen. Der 55 Jahre al-
te Unternehmer, der einen Be-
trieb in Olpe führt, ist stellvertre-
tende Bundesvorsitzender der
neugegründeten „Allianz für
Fortschritt und Aufbruch“.

In NRWwar er als stellvertreten-
der Landesvorsitzender der AfD
bei einem außerordentlichen
Landesparteitag im Mai dieses
Jahres zurückgetreten. Damit
protestierte er gegen den Füh-
rungsstil und den Kurs von Lan-
deschef Marcus Pretzell, eines
Gegners von Bernd Lucke. (pet)

Mir ist keine
Partei bekannt, die so
heißt wie unsere

Bernd Lucke

Lucke fällt nichts ein,
deswegen klaut er
die Themen von der AfD

Alexander Gauland

Mit „Arbeit 4.0“wird imJob alles ganz anders
DIGITALISIERUNG IG-Metall-ChefWetzelsBuchzurnächsten industriellenRevolution–IndustriebossGrillobeschwörtVeränderungswillen
VON KARL DOEMENS

Berlin. Der eine Diskutant reprä-
sentiert die deutsche Industrie.Der
andere leitet die größte Einzelge-
werkschaft des Landes. Nun sitzen
Ulrich Grillo und Detlef Wetzel
auf einemPodium amSchiffbauer-
damm und wollen einfach nicht
streiten. „Wirtschaftsminister
Gabriel hat mich neulich gefragt,
warum ich nicht Mitglied der IG
Metall bin“, berichtet Grillo. „Ge-
ben Sie es doch zu: Der Beitrag ist
Ihnen zu hoch“, scherztWetzel.
Die Harmonie ist nicht nur der

Sommerschwüle geschuldet. Das
Thema ist komplexer und doch un-
bestimmter als der ritualisierte
Streit bei Tarifverhandlungen.

„Wir stehen an der Schwelle eines
neuen Industriezeitalters“, sagt
IG-Metall-Boss Wetzel. „Das
größte Risiko wäre, sich der Digi-
talisierung zu verweigern“, mahnt
Industriepräsident Grillo.
Es geht um die Zukunft der Ar-
beit in einer Welt, die immer stär-
ker vom schnellen Datentransfer,
von der globalen Vernetzung und
von der Arbeitsteilung geprägt
sein wird. „Arbeit 4.0“ heißt diese
industrielle Revolution im Fach-
jargon, und so hat Wetzel sein
Buch genannt. Es ist eine Samm-
lung von Gesprächen, die der Ge-
werkschafter bei einer Reise
durchs Land – von der TU Darm-
stadt über die Ausbildungsstätte
von Porsche bis zur Informations-

technik der Gothaer Versicherung
– geführt hat. Grillo stellt die
Sammlung vor. Schnell zeigt sich:
Das Horrorszenario einer Studie
aus Oxford, derzufolge die Hälfte
aller Jobs in den nächsten zehn bis
20 Jahre durch den Computer
übernommen werden, halten Wet-

zel und Grillo für falsch. „Der
Mensch bleibt der Dreh- und An-
gelpunkt unserer Industriebetrie-
be“, sagt Grillo. Allerdings: „Die
Tätigkeitsfelder werden sich än-
dern.“ Ebenso Arbeitszeiten, Be-
schäftigungsverhältnisse und An-
forderungen.

Detlef Wetzel Foto: dpa

Der IG-Metall-Chef Wetzel
warnt: „Es wäre grundverkehrt,
sich zurückzulehnen und darauf zu
hoffen, dass eine unsichtbare
Hand alles zumGutenwendet.Wir
müssen unsere Gestaltungsmög-
lichkeiten nutzen.“ Für den Ge-
werkschafter heißt das: die Be-
schäftigten zu beteiligen und ihnen
in dem Veränderungsprozess Si-
cherheit bieten. „Wir brauchen sta-
bile Rahmenbedingungen.“ Auch
mehr Qualifizierung durch die
Unternehmen mahnt Wetzel an
und formuliert eine konkrete For-
derung an die Politik:Wenn immer
mehrArbeit überWerkverträge er-
ledigt werde, bräuchten die Be-
triebsräte dort auch Mitsprache-
rechte.Ulrich Grillo Foto: dpa

Dem widerspricht Grillo nicht di-
rekt. Er lobt die deutsche Sozial-
partnerschaft und begrüßt, dass
die IGMetall die Chancen der neu-
en Arbeitsgesellschaft in den Vor-
dergrund rücke.Aber etwas anders
klingt derAkzent des Industrieprä-
sidenten doch, wenn er mehr Ver-
änderungs- und Risikobereitschaft
der deutschen Gesellschaft an-
mahnt. Gerade war er im Silicon
Valley. Dort sei man der König,
wenn man eine Pleite hingelegt
und dadurch Erfahrungen gesam-
melt habe: „Das ist ein Denken,
das wir in Deutschland noch hin-
kriegen müssen.“ Insgesamt, da
scheinen beide Redner einer Mei-
nung, ist Deutschland für die Zu-
kunft derArbeit gut vorbereitet.

Appell gegendie
Diskriminierung

VON DANIELA VATES

Berlin. Die Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes wirft der Bun-
desregierung vor, den Schutz von
Minderheiten in Europa zu behin-
dern. „Es ist völlig unverständlich,
dass Deutschland als einziges
Land einen besseren Schutz vor
Diskriminierungen für ganz Euro-
pa blockiert“, sagt Christine Lü-
ders, Leiterin derAntidiskriminie-
rungsstelle.
In einem gemeinsamen Aufruf
fordern Antidiskriminierungsstel-
le und mehr als 40 Sozial-, Men-
schenrechts- und Selbsthilfever-
bände die Regierung auf, den Wi-
derstand gegen die EU-Gleichbe-
handlungsrichtlinie aufzugeben.
Es sei bedauerlich, dass die Bun-
desregierung sich „einer inhaltli-
chen Debatte verweigert, zu der 27
von 28 EU-Mitgliedsstaaten bereit
wären“, heißt es in dem Appell.
Die Richtlinie, die sich gegen Dis-
kriminierung wegen Religion,
Weltanschauung, Behinderung,
Alter oder sexueller Ausrichtung
richtet, muss von den EU-Mit-
gliedsstaaten einstimmig be-
schlossen werden.
Die Bundesregierung bremst die
Unterzeichnung unter anderem
mit dem Verweis darauf, dass es
sich beim Diskriminierungsschutz
um eine nationale und nicht um ei-
ne europäische Angelegenheit
handele. Deutschland habe „den
Vorschlag als eine Verletzung der
nationalen Zuständigkeit betrach-
tet“, heißt es in einemVermerk des
Europäischen Rates vom Dezem-
ber 2014. Zudemhabe dieBundes-
regierung auf mögliche Belastun-
gen der Wirtschaft hingewiesen
und eine Kosten-Nutzen-Analyse
angemahnt. Dies sei umso irritie-
render, als in Deutschland seit

RICHTLINIE Verbände
fordernBundauf,die
EU-Regelungnicht
längerzublockieren

2006 bereits ein Gleichbehand-
lungsgesetz gelte und eine EU-
Richtlinie daher keine gravieren-
den Rechtsänderungen mehr nach
sich ziehen würde, heißt es in der
Antidiskriminierungsstelle.
In anderen Ländern der Europäi-
schen Union wie Polen warteten
dieRegierungen auf dieRichtlinie,
um mit ihr die Erarbeitung von
Gleichstellungsgesetzen begrün-
den zu können. „Wenn die Regie-
rung in Warschau daran etwas än-
dernwill, braucht sie denRückhalt
aus Europa, um sich gegen tief sit-
zende Widerstände in der Gesell-
schaft durchzusetzen“, sagt Lü-
ders.

Lokalverbot nach Kuss im Café
„Die Bundesregierung nimmt es
hin, dass Menschen mit Behinde-
rungen in vielen Ländern Europas
der Zugang zu Geschäftsräumen
verwehrt werden kann – oder Ho-
teliers Schwulen oder Lesben
Zimmer verweigern dürfen“, kriti-
siert Lüders. Ihre Behörde hat Bei-
spiele aus Europa gesammelt: Aus
Wien, wo ein lesbisches Paar sich
Anfang des Jahres in einem Café
küsste und Lokalverbot erhielt.
Oder aus Großbritannien, wo eine
Gruppe gehörloser Jugendlicher
aus einem Flugzeug verwiesen
wurde.
Auch für Vermieter, die sich
weigerten, Wohnungen an Men-
schen jüdischen oder muslimi-
schen Glaubens zu vergeben, blie-
be dies in vielen Ländern ohne die
EU-Richtlinie weiter ohne Konse-
quenzen.Dies gelte ebenso fürAu-
tovermieter, die Menschen wegen
ihres Alters nicht als Kunden ak-
zeptieren wollten. Zu den Unter-
zeichnern des Appells gehören
auch Arbeiterwohlfahrt, der Pari-
tätische Gesamtverband, die Sozi-
alverbände VdK und SoVD, der
Zentralrat deutscher Sinti und Ro-
ma, der Bundesjugendring, der
Deutsche Behindertenrat, Amnes-
ty International und der Lesben-
und Schwulenverband.
http://gleiches-recht-jetzt.de
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Veto gegen Antidiskriminierung
Protest Deutschland blockiert eine EU-Antidiskriminierungsrichtlinie - alle anderen 27 EU-
Länder sind dafür. Mehr als 40 NGOs kritisieren jetzt das Verhalten des Bundes

 von Malte Göbel
Seit 2008 diskutiert die EU eine neue
Antidiskriminierungsrichtlinie. Mittler-
weile haben alle Staaten ihr Einver-
ständnis signalisiert - bis auf Deutsch-
land. De facto blockiert Deutschland so
den europaweiten Diskriminierungs-
schutz. Für die Verabschiedung ist
Einigkeit der EU-Länder notwendig.
Kritik kommt nun von mehr als 40
Nichtregierungsorganisationen und Ver-
bänden sowie der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes. "Es ist völlig unver-
ständlich, dass Deutschland als einziges
Land einen besseren Schutz vor Diskri-
minierungen für ganz Europa blockiert",
sagt Christine Lüders, Leiterin der Anti-
diskriminierungsstel le .  In einem
gemeinsamen Appell fordern die Grup-
pen die Bundesregierung auf, ihr Veto
gegen den europaweiten Diskriminie-
rungsschutz aufzugeben. Unterzeichnet
haben unter anderem Amnesty Interna-
tional, die Arbeiterwohlfahrt, der Zen-
tralrat deutscher Sinti und Roma, der
Lesben- und Schwulenverband Deutsch-
land sowie der Deutsche Behindertenrat.
Die neue Richtlinie dehnt den Schutz
vor Diskriminierung aufgrund von
Alter, sexueller Orientierung, Religion,

Weltanschauung und Behinderung auf
das Zivilrecht aus und berücksichtigt
auch die Anforderungen der UN-Behin-
dertenrechtskonvention. Es geht um den
diskriminierungsfreien Zugang zu
Waren und Dienstleistungen, der noch
nicht in allen EU-Ländern besteht.
"Wenn ein Gastwirt Behinderte abweist,
weil er seinen Gästen den Anblick von
behinderten Menschen nicht zumuten
will, können sich die Behinderten in die-
sen EU-Staaten dagegen nicht wehren",
erläutert Manfred Bruns, Bundesanwalt
beim Bundesgerichtshof a. D., der zu
den ErstunterzeichnerInnen des Appells
gehört.
Frühere Richtlinien haben bereits Dis-
kriminierung aufgrund von "Rasse", eth-
nischer Herkunft und Geschlecht verbo-
ten. So können sich theoretisch in allen
EU-Staaten Schwarze dagegen wehren,
wenn ihnen der Zugang zu einem Lokal
verwehrt wird. Das gilt in einigen Staa-
ten aber nicht für JüdInnen, MuslimIn-
nen, Menschen mit Behinderung, Alte,
Lesben und Schwule. Die Verabschie-
dung der neuen Richtlinie würde eine
Hierarchisierung von Diskriminierungs-
merkmalen beenden, sie würde ver-
steckte Diskriminierung verhindern und

die Bekämpfung von Mehrfachdiskrimi-
nierung erleichtern.
In Deutschland sind viele dieser Rege-
lungen bereits seit Jahren durch das All-
gemeine Gleichstellungsgesetz von
2006 im Arbeits- und Zivilrecht veran-
kert. Der Umsetzungsbedarf wäre also
ger ing.  Um so unvers tändl icher
erscheint die bisherige grundsätzliche
Ablehnung der Bundesregierung. Eine
Sprecherin des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend
möchte das nicht erklären, sie sagt: "Die
Beratungen innerhalb der Bundesregie-
rung dazu sind noch nicht abgeschlos-
sen. Deshalb haben wir in Brüssel bis-
her keine Stellung dazu genommen."
Aus einem EU-Dossier vom Dezember
2014 geht hervor, dass Deutschland vor
allem nationalstaatliche Bedenken hat:
Antidiskriminierung müsse auf national-
staatlicher Ebene geregelt werden.
Mit dieser Meinung steht Deutschland
allein da: Auch EU-Parlament, EU-
Kommission und EU-Kommissions-Prä-
sident Jean-Claude Juncker wollen die
Richtlinie.
 Die neue Richtlinie dehnt den Schutz
vor Diskriminierung aus
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Kurz gemeldet
Deutschland gerügt — Gabriel verteidigt sich — Strafe abgemildert

Deutschland gerügt
Die Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des und 40 Organisationen werfen der
Bundesregierung vor, Fortschritte beim
Minderheiten-Schutz in Europa zu
blockieren. In einem Appell, der am
Donnerstag veröffentlicht wurde, for-
dern sie die Regierung auf, ihren Wider-
stand gegen die Gleichbehandlungs-
richtlinie der EU aufzugeben, die den
Schutz von Minderheiten verbessern
und Diskriminierung wegen der sexuel-
l e n  O r i e n t i e r u n g ,  d e s  A l t e r s ,

Geschlechts oder der Weltanschauung
unterbinden soll. Nach Angaben der
Antidiskriminierungsstelle unterstützen
27 von 28 EU-Staaten das Vorhaben.
Allein Deutschland weigere sich. dpa
Gabriel verteidigt sich
Bundeswirtschaftsminister Sigmar
Gabriel (SPD) hat sich gegen Kritik an
seiner Iran-Reise verteidigt. Er sei dem
Motto "Kontakte statt Konflikte"
gefolgt, sagte Gabriel am Donnerstag.
Nach dem historischen Atomkompro-
miss sei dem Iran mit seiner Visite

gezeigt worden, dass es sich für ein
Land lohnen könne, "wenn es sich auf
eine friedliche Konfliktlösung einlässt".
Der Vizekanzler war kurz nach dem
Atomabkommen mit dem Iran der erste
Spitzenpolitiker aus dem Westen, der in
das ölreiche Land reiste. Kritiker ver-
weisen darauf, dass der Iran das Exi-
stenzrecht Israels weiter nicht aner-
kenne und gegen Menschenrechte ver-
stoße.
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Kurz berichtet
 700 Islamisten ausgereist
(KNA) - Rund 700 Islamisten aus
Deutschland haben sich nach Regie-
rungskenntnis dem „Islamischen Staat“
(IS) oder einer ähnlichen Terrorgruppe
angeschlossen und haben sich in IS-kon-
trollierte Gebiete aufgemacht. Das geht
aus einer am Donnerstag veröffentlich-
ten Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der Linksfraktion
hervor.
 O.K. für Fehmarnbelt-Tunnel
Brüssel (dpa) - Der 19 Kilometer lange
Zug- und Straßentunnel Fehmarnbelt
zwischen Dänemark und Deutschland
entspricht nach Ansicht der EU-Kom-
mission europäischem Wettbewerbs-
recht. Die EU-Behörde genehmigte am
Donnerstag die öffentliche Finanzie-

rung. Das Projekt wird laut EU-Kom-
mission 8,7 Milliarden Euro kosten, die
zum Teil auch von der EU finanziert
werden. In Brüssel hatte sich die Reede-
rei Scandlines beschwert. Der Vorwurf
lautete, dass Dänemark mit öffentlichen
Geldern für den Bau des Tunnels die
Fährbetriebe ruiniere.
 Gabriel kontert Kritik
Berlin (dpa) - Bundeswirtschaftsmini-
ster Sigmar Gabriel (SPD) hat sich
gegen Kritik an seiner jüngsten Iran-
Reise verteidigt. Er sei dem Motto
„Kontakte statt Konflikte“ gefolgt, sagte
Gabriel am Donnerstag in Berlin. „Das,
glaube ich, ist sinnvoll.“ Nach dem
historischen Atomkompromiss sei dem
Iran mit der Visite deutlich gemacht
worden, dass es sich für ein Land loh-

nen könne, „wenn es sich auf eine fried-
liche Konfliktlösung einlässt“.
 Appell an Bundesregierung
Berlin (AFP) - Über 40 Verbände und
Nichtregierungsorganisationen aus
Deutschland und anderen europäischen
Staaten haben an die Bundesregierung
appelliert, die von der Europäischen
Union geplante Gleichbehandlungsricht-
linie nicht länger zu blockieren. Nach
Angaben der Antidiskriminierungsstelle
wird die Richtlinie abgelehnt, obwohl
die Umsetzung in Deutschland auf-
grund des bereits seit 2006 bestehenden
Allgemeinen Gleichbehandlungsgeset-
zes (AGG) vergleichsweise gering wäre.
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Verbände kritisieren Bund
epd Die Antidiskriminierungsstelle des
Bundes und rund 40 Organisationen
werfen dem Bund vor, Fortschritte beim
Minderheitenschutz in Europa zu
blockieren. In einem Appell, der am
Donnerstag veröffentlicht wurde, for-

dern die Sozial-, Selbsthilfe- und Men-
schenrechtsverbände die Regierung auf,
ihren Widerstand gegen die Gleichbe-
handlungsrichtlinie der EU aufzugeben.
Sie soll den Schutz von Minderheiten
verbessern und Diskriminierung wegen

sexueller Orientierung, des Alters,
Geschlechts oder der Weltanschauung
unterbinden. Sie enthält außerdem
Bestimmungen zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention.
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Die Anti-Diskriminierungsstelle des Bundes wirft der Bundesregierung vor, den
Schutz von Minderheiten in Europa zu behindern. "Es ist völlig unverständlich, dass
Deutschland als einziges Land einen besseren Schutz vor Diskriminierungen für
ganz Europa blockiert", sagte die Leiterin der Anti-Diskriminierungsstelle, Christine
Lüders, dem "Kölner Stadt-Anzeiger" (Donnerstagausgabe).

In einem gemeinsamen Aufruf fordern Diskriminierungsstelle und über 40 Sozial-,
Menschenrechts- und Selbsthilfeverbände die Regierung auf, den Widerstand
gegen die EU-Gleichbehandlungsrichtlinie aufzugeben. Es sei bedauerlich, dass
die Bundesregierung sich "einer inhaltlichen Debatte verweigert, zu der 27 von 28
EU-Mitgliedsstaaten bereit wären", heißt es in dem Appell. Die Richtlinie, die sich
gegen Diskriminierung wegen Religion, Weltanschauung, Behinderung, Alter oder
sexueller Ausrichtung richtet, muss von den EU-Mitgliedsstaaten einstimmig
beschlossen werden. Die Bundesregierung bremst die Unterzeichnung unter
anderem mit dem Verweis darauf, dass es sich beim Diskriminierungsschutz um
eine nationale und nicht um eine europäische Angelegenheit handele.

Deutschland habe "den Vorschlag als eine Verletzung der nationalen Zuständigkeit
betrachtet", heißt es in einem Vermerk des Europäischen Rates vom Dezember
2014. Zudem habe die Bundesregierung auf mögliche Belastungen der Wirtschaft
hingewiesen und eine Kosten-Nutzen-Analyse angemahnt. Dies sei umso
irritierender als in Deutschland seit 2006 bereits ein Gleichbehandlungsgesetz gelte
und eine EU-Richtlinie daher keine gravierenden Rechtsänderungen mehr nach
sich ziehen würde, heißt es in der Anti-Diskriminierungsstelle. In anderen EU-
Ländern wie Polen warteten die Regierungen auf die Richtlinie, um mit ihr die
Erarbeitung von Gleichstellungsgesetzen begründen zu können. "Wenn die
Regierung in Warschau daran etwas ändern will, braucht sie den Rückhalt aus
Europa, um sich gegen tief sitzende Widerstände in der Gesellschaft
durchzusetzen", sagte Lüders.

"Die Bundesregierung nimmt es hin, dass Menschen mit Behinderungen in vielen
Ländern Europas der Zugang zu Geschäftsräumen verwehrt werden kann - oder
Hoteliers Schwulen oder Lesben Zimmer verweigern dürfen", kritisierte Lüders.
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Diskriminierungsschutz: Kampagne gegen
deutsche Blockade gestartet

Seit 2008 blockiert die Bundesregierung eine EU-Antidiskriminierungsrichtlinie. Damit soll Schluss
sein, fordern Dutzende Organisationen in einem gemeinsamen Appell.

Mehr als 40 Verbände und Nichtregierungsorganisationen aus Deutschland und Europa appellieren in einer
am Donnerstag veröffentlichten gemeinsamen Erklärung an die deutsche Bundesregierung, die neue
Gleichbehandlungsrichtlinie der Europäischen Union nicht länger zu blockieren.

Derzeit befürworten EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, das EU-Parlament sowie 27 von 28
EU-Mitgliedstaaten Verhandlungen über die Richtlinie, die die Kommission bereits 2008 vorgestellt hatte. Sie
sieht unter anderem vor, die Diskriminierung im Zivilrecht aufgrund der Religion, der Weltanschauung, einer
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in der gesamten EU zu verbieten. 

Zu den Erstunterzeichnern des Appells gehören neben LGBT- und Behindertenorganisationen unter anderem
auch der Sozialverband VdK, die Arbeiterwohlfahrt, Amnesty International, der Zentralrat Deutscher Sinti und
Roma, die Türkische Gemeinde sowie die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS).

Lüders: Deutsche Haltung "völlig unverständlich"

"Es ist völlig unverständlich, dass Deutschland als einziges Land einen besseren Schutz vor
Diskriminierungen für ganz Europa blockiert", erklärte ADS-Chefin Christine Lüders am Donnerstag in Berlin.
Sie hatte die deutsche Blockadehaltung bereits im Mai scharf kritisiert (queer.de berichtete [1]). "Die
Bundesregierung nimmt es hin, dass Menschen mit Behinderungen in vielen Ländern Europas der Zugang zu
Geschäftsräumen verwehrt werden kann – oder Hoteliers Schwulen oder Lesben Zimmer verweigern dürfen",
sagte Lüders am Donnerstag. Auch für Vermieter, die sich weigerten, Wohnungen an Menschen jüdischen
oder muslimischen Glaubens zu vergeben, bliebe ihr Verhalten damit auch in Zukunft ohne Konsequenzen.
Dies gelte ebenso etwa für Autovermieter, die Menschen wegen ihres Alters nicht als Kunden akzeptieren
wollten.

Die grundsätzliche Ablehnung der Richtlinie durch die Merkel-Regierung ist insbesonders deshalb für viele
Aktivisten schwer zu verstehen, da das deutsche Recht dank des seit 2006 bestehenden Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) bereits so gut wie alle Punkte der Richtlinie erfüllt. In anderen Ländern,
etwa in Polen, dürfen Homosexuelle aber nach wie vor im Zivilrecht diskriminiert werden. Dabei wären alle
EU-Länder außer Deutschland zu inhaltlichen Verhandlungen bereit.

"Keine unterschiedlichen Schutzniveaus" in der EU

In Europa dürfe es "keine unterschiedlichen Schutzniveaus" geben, heißt es in der jetzt online gestellten
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Kampagnenseite gleiches-recht-jetzt.de [2]. Die Unterzeichner fordern die Bundesregierung auf,
baldmöglichst mit ihnen in Dialog zu treten.

Im vergangenen Jahr hatte die Bundesregierung in einer Antwort auf eine Kleine Anfrage lapidar erklärt, dass
auch nach sechs Jahren die "Meinungsbildung" zur Richtlinie "noch nicht abgeschlossen" sei (queer.de
berichtete [3]). Erst im Juni hatte das EU-Parlament in einer Resolution die Umsetzung der
Antidiskriminierungsrichtlinie gefordert (queer.de berichtete [4]). Allerdings stimmten die deutschen
Abgeordneten von CDU/CSU gemeinsam mit der AfD gegen den Antrag. (dk)

Interne Links:
[1] http://www.queer.de/detail.php?article_id=23783
[2] http://gleiches-recht-jetzt.de/
[3] http://www.queer.de/detail.php?article_id=21530
[4] http://www.queer.de/detail.php?article_id=23976

© Queer Communications GmbH, Köln - Kein Einstellen auf fremden Webseiten
Impressum: http://www.queer.de/unternehmen_impressum.php
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Germany's equality paradox

'A society free of discrimination ... is also more productive' (Photo: compscigrad)

By KATRIN HUGENDUBEL

BRUSSELS, 23. JUL, 09:05

“Every person is equally important and has the same rights - regardless of their ethnic background, gender,
disability, religion, belief, age or sexual orientation. It is our goal to convince our citizens of the fact that
diversity means advancement for all of us.”

The words of Christine Luders, director of Germany’s Federal Anti-Discrimination Agency (FADA), are a
powerful endorsement of equality and fair treatment.

https://euobserver.com/
https://s3.eu-central-1.amazonaws.com/euobs-media/9ddb1bc38a0561b782d0f20148d12d55.jpg
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Her argument captures the essence of the debate surrounding the EU’s equal treatment directive.

So why is Germany the main culprit in delaying legislation that would provide more people across Europe
with the same rights that those living in Germany currently enjoy?

This is the story of Germany and the equality paradox.

In 2006, the General Equal Treatment Act (AGG) came into force. The core aim of the act is to protect
people living in Germany against discrimination on the grounds of their race, ethnicity, gender, religion or
belief, age, disability, or sexual orientation.

The safeguards apply to both labour and civil law.

Not everyone living in Europe enjoys protection like this.

The horizontal equal treatment directive, first proposed in 2008, aimed to extend European anti-
discrimination law on the grounds of age, sexual orientation, disability, and belief to people outside the
labour market.

However, several member states have resisted introducing this change.

Somewhat puzzlingly, Germany is one of these member states. Even more disturbingly, Germany is blocking
any negotiation on the directive out of principle, without even engaging in talks about its content.

Germany has opposed extending rights to all Europeans that they were willing to give to their own citizens,
thereby creating an unfair patchwork of protection.

This approach will also have a negative impact on people living in Germany who move within the European
Union, as they could end up in a member state with less inclusive legislation and lose out on protection.

But does Germany have a point?

Are the arguments made against introducing the equal treatment directive compelling? In a word: No.

One argument is that it infringes on “subsidiarity” - a principle of EU law which says legislation should be
made at national or local, instead of EU, level where appropriate.

But it overlooks the fact that similar EU legislation, covering racial and gender equality, already exists.

Another argument is that it’s too great a burden on member states.

This is also invalid, as the scope and implementation period of the directive have been amended in the latest
drafts.
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A third argument is that it would be too costly.

This is simply incompatible with the EU’s existing human rights obligations and ignores the numerous
economic gains that will be made.

As Christine Luders of the FADA also said “a society free of discrimination not only results in a higher quality
of life, it is also more productive”.

As things stand, in many member states same-sex partners can be denied visitation rights if their partner is
sick and admitted to hospital.

Young disabled people are much more likely to leave school early than their non-disabled peers.

Older people face barriers when trying to do simple things, such as travel freely and access banking
services.

In Germany, this would be against the law. But in some countries, these situations are all too familiar.

A European anti-discrimination law is urgently needed to stop things like this from happening.

We have talked about this for seven years now.

Civil society organisations working with people who are currently susceptible to discrimination have outlined
the need for this law.

Today, we have come together once again as co-signatories of a statement drafted by the German equality
body FADA.

Germany needs to solve its equality paradox once and for all. We are willing to listen if they are ready to talk.

Katrin Hugendubel is advocacy director at Ilga-Europe, a Brussels-based NGO
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Werbung

Veto gegen europaweiten Diskriminierungsschutz aufgeben
Veröffentlicht am Donnerstag, 23. Juli 2015 von Franz Schmahl

Mit einem gemeinsamen Appell wurde heute die Bundesregierung aufgefordert, das

deutsches Veto gegen europaweiten Diskriminierungsschutz aufzugeben. Mehr als 40

Verbände und Nichtregierungsorganisationen aus Deutschland und Europa appellieren in

einer gemeinsamen Erklärung an die Bundesregierung, die neue

Gleichbehandlungsrichtlinie der Europäischen Union nicht länger zu blockieren. Die

Richtlinie soll in ganz Europa einen Schutz vor Diskriminierung wegen des Alters, der

sexuellen Orientierung, der Religion und Weltanschauung oder einer Behinderung beim

Zugang zu Waren und Dienstleistungen schaffen. Sie enthält auch konkrete

Bestimmungen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, die Deutschland bereits ratifiziert

hat. EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker, das EU-Parlament und 27 von 28 EU-

Mitgliedsstaaten unterstützen das Vorhaben prinzipiell. Allein die Bundesregierung verweigert sich

grundsätzlich.

„Es ist völlig unverständlich, dass Deutschland als einziges Land einen besseren Schutz vor

Diskriminierungen für ganz Europa blockiert“, sagte Christine Lüders, Leiterin der

Antidiskriminierungsstelle des Bundes, am Donnerstag in Berlin. „Die Bundesregierung nimmt es hin, dass

Menschen mit Behinderungen in vielen Ländern Europas der Zugang zu Geschäftsräumen verwehrt

werden kann - oder Hoteliers Schwulen oder Lesben Zimmer verweigern dürfen“, sagte Lüders. Auch für

Vermieter, die sich weigerten, Wohnungen an Menschen jüdischen oder muslimischen Glaubens zu

Suchwörter
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vergeben, bliebe ihr Verhalten damit auch in Zukunft ohne Konsequenzen. Dies gelte ebenso etwa für

Autovermieter, die Menschen wegen ihres Alters nicht als Kunden akzeptieren wollten.

Die Richtlinie wird von der Bundesregierung grundsätzlich abgelehnt, obwohl der Umsetzungsbedarf in

Deutschland aufgrund des bereits seit 2006 bestehenden Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes

(AGG) vergleichsweise gering wäre. Alle anderen 27 EU-Mitgliedsstaaten –  darunter einige, für deren

Bürgerinnen und Bürger die Richtlinie zu deutlichen rechtlichen Verbesserungen führen würde – wären zu

inhaltlichen Verhandlungen bereit. Da für den Beschluss der Richtlinie Einstimmigkeit nötig ist, verhindert

die deutsche Verweigerungshaltung de facto einen europaweit gleich starken Diskriminierungsschutz.

„Viele von Benachteiligungen und Ungleichbehandlungen betroffene Gruppen bleiben dadurch schutzlos“,

sagte Lüders.

Die Erstunterzeichnenden der gemeinsamen Erklärung fordern die Bundesregierung dazu auf, ihre

Haltung zur neuen Gleichbehandlungsrichtlinie zu ändern und den Weg für inhaltliche Verhandlungen

freizumachen. Sie bitten die Bundesregierung zugleich darum, mit ihnen in einen Dialog zur Bedeutung

der Richtlinie einzutreten.

Zu den Erstunterzeichnenden des Appells gehören große Wohlfahrtsverbände, Menschenrechtsgruppen,

deutsche Nichtregierungsorganisationen aus allen vom AGG geschützten Bereichen, sowie europäische

Dachverbände, die insgesamt mehrere tausend Einzelorganisationen aus dem ganzen Kontinent

vertreten. Die gemeinsame Erklärung steht auch für weitere Organisationen, die sich ihr anschließen

wollen, offen.

Der Text der gemeinsamen Erklärung im Wortlaut: http://gleiches-recht-jetzt.de
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Bei Philipp Rösler würde ich allerdings gerne wissen, ob unsere Gesellschaft schon so weit ist, einen asiatisch
aussehenden Vizekanzler auch noch länger zu akzeptieren.

Hessischer Integrationsminsiter Jörg-Uwe Hahn (FDP), Frankfurter Neue Presse, 7.2.2013
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Deutschland weigere sich grundsätzlich. Die EU-Richtlinie muss
einstimmig beschlossen werden.

Das Verhalten Deutschlands sei „völlig unverständlich“, sagte die
Leiterin der Antidiskriminierungsstelle, Christine Lüders. „Die
Bundesregierung nimmt es hin, dass Menschen mit Behinderungen
in vielen Ländern Europas der Zugang zu Geschäftsräumen
verwehrt werden kann – oder Hoteliers Schwulen oder Lesben
Zimmer verweigern dürfen“, sagte Lüders. Auch für Vermieter, die
sich weigerten, Wohnungen an Menschen jüdischen oder
muslimischen Glaubens zu vergeben, bleibe ihr Verhalten ohne
Konsequenzen.

Die Organisationen appellieren an die Regierung, den Weg für
Verhandlungen freizumachen. Zu den Erstunterzeichnern gehören
Amnesty International, Wohlfahrts- und Sozialverbände sowie
Selbsthilfeverbände und Behindertenorganisationen.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte begrüßte den Appell. Es
erklärte, die 5. Gleichbehandlungsrichtlinie der EU werde seit 2008
von Deutschland blockiert. Die Bundesregierung müsse sich endlich
zu ihrer Verantwortung bekennen. Die Richtlinie sieht vor, dass es
auch als Diskriminierung gilt, wenn eine Regierung Vorkehrungen
unterlässt, die behinderten und benachteiligten Menschen helfen, am
gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. (epd/mig)
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Menschenrechtsverbände: Bundesregierung
behindert Schutz von Minderheiten

Eine EU-weite Richtlinie soll gegen Diskriminierung jeglicher Art vorgehen, darin sind sich alle EU-
Staaten einig. Allein Deutschland stellt sich quer - und wird nun in einem gemeinsamen Appell
zahlreicher Menschenrechtsverbände aufgefordert, die geplante Regelung nicht länger zu
blockieren.
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Homosexuelle sind in vielen Ländern Europas häufig Opfer von Diskriminierung   [Jürgen Telkmann/Flickr]
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Ein lesbisches Paar wird aus einem Wiener Kaffeehaus geworfen, weil es sich dort geküsst hat. Zwei
Schwule aus Deutschland bekommen in Riga kein Hotelzimmer. Einem deutschen Rentner wirdin Spanien
der Mietwagen verwehrt, weil die Autovermietung aufgrund seines Alters Unfälle befürchtet - doch der
Mann ist dort nicht gegen Altersdiskriminierung geschützt.

Diese und viele andere Fälle betrachten zahlreiche Kritiker als Beweis dafür, dass Europa eine gemeinsame
Gleichbehandlungsrichtlinie braucht. Doch Deutschland sperrt sich gegen deren Verbabschiedung. Über 40
Verbände und Nicht-Regierungsorganisationen aus Deutschland und anderen europäischen Staaten haben
darum nun an die Bundesregierung appelliert, die von der Europäischen Union geplante Richtlinie nicht
länger zu blockieren.

"Der Schutz vor Diskriminierung, etwa aufgrund der sexuellen Orientierung oder der religiösen
Zugehörigkeit, ist ein grundlegendes Menschenrecht, das auch in vielen Ländern der Europäischen Union
noch immer nicht ausreichend gewährt wird“, kritisiert Selmin Çalışkan, Generalsekretärin von Amnesty
International in Deutschland.

Bundesregierung nimmt Diskriminierung bewusst hin

Unterstützung erfahren Amnesty und die an dem Appell beteiligten Organisationen und Verbände auch von
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes. "Die Bundesregierung nimmt es hin, dass Menschen mit
Behinderungen in vielen Ländern Europas der Zugang zu Geschäftsräumen verwehrt werden kann - oder
Hoteliers Schwulen oder Lesben Zimmer verweigern dürften", kritisiert die Leiterin der
Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Christine Lüders. Auch für Vermieter, die sich weigerten,
Wohnungen an Menschen jüdischen oder muslimischen Glaubens zu vergeben, bleibe dies damit auch in
Zukunft ohne Konsequenzen. 

Die bisher gültige Richtlinie basiert auf der EU-Grundrechtecharta, die jegliche Diskriminierung aufgrund
von Hautfarbe sowie ethnischer und sozialer Herkunft verbietet. Weil in den meisten EU-Mitgliedsstaaten
vor Inkrafttreten dieser Richtlinie weder ein gesetzlicher noch institutioneller Rahmen zur Bekämpfung von
Diskriminierung bestand, mussten die meisten Länder ihre Gesetzgebungen anpassen. Die nationalen
Antidiskriminierungsstellen arbeiten bis heute oft ineffizient.

Viele Betroffene wissen gar nicht vom Antidiskriminierungsgesetz

Ein weiteres Problem: Der Großteil der Opfer von Diskriminierung kennt die
Antidiskriminierungsgesetzgebung gar nicht - oder aber den Betroffenen fehlen die Mittel, um zum Beispiel
bei den zuständigen Behörden eine Klage einzureichen. Einer Umfrage der Agentur der Europäischen
Union für Grundrechte von 2009 zufolge wusste beispielsweise die Mehrheit der befragten Roma nicht,
dass es eine Antidiskriminierungsgesetzgebung existiert. Auch setzt die Gleichnehandlungsrichtlinie
lediglich Mindeststandards, die vor allem in vielen osteuropäischen Ländern schwach sind und häufig
übergangen werden.

Nachdem sich mehrere EU-Staaten lange gegen eine gemeinsame neue Richtlinie gewehrt hatten, ist
Deutschland inzwischen das einzige Land, das die Verhandlungen über eine neue
Gleichbehandlungsrichtlinie blockiert - und das, obwohl die deutsche Gesetzgebung in dieser Hinsicht
relativ fortschrittlich ist und der Umsetzungsbedarf in Deutschland aufgrund des bereits seit 2006
bestehenden Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) vergleichsweise gering wäre. Nur wenige
Punkte müssten somit in der deutschen Gesetzgebung geändert werden.

Maja Liebing von Amnesty International zufolge gibt es etwa im Bereich Zugang zu Gütern und
Dienstleistungen noch dringenden Nachbesserungsbedarf. "In Deutschland geht es vor allem darum, im

http://gleiches-recht-jetzt.de/
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Bereich Rechte von Menschen mit Behinderungen kleinere Unternehmen wie etwa Hotels, Gaststätten,
Cafés in die Pflicht zu nehmen. In anderen EU-Ländern sind die Schutzlücken deutlich größer", sagt
Liebing im Gespräch mit EurActiv.de. Dass vielerorts etwa Hotelbesitzer nicht verpflichtet sind, einem
homosexuellen Paar ein Zimmer zu vermieten, könne als anschauliches Beispiel genutzt werden, damit der
politische Druck auf Deutschland wächst, so Liebing. 

Vor dem Hintergrund dieser vergleichsweise geringen Nachbesserungsforderungen können sich auch die
Beteiligten des aktuellen Aufrufs die Abwehr der Bundesregierung nicht erklären. Doch umso mehr Kritik
hagelt es: "Durch seine Blockadehaltung verhindert Deutschland, dass andere EU-Staaten ebenfalls einen
Diskriminierungsschutz einführen", so Amnesty-Expertin Çalışkan.

"Gleichbehandlung ist nicht nur das Privileg Gleicherer"

"Hier geht es um einen in breiten Teilen der Bevölkerung schon Einzug gehaltenen Bewusstseinswandel,
der sich auch in konkreten Gesetzen niederschlagen muss: Dass nämlich Gleichbehandlung nicht das
Privileg Gleicherer ist, sondern für alle gilt", sagt auch Ulrike Lunacek, Grüne Delegationsleiterin im
Europaparlament und Parlaments-Vizepräsidentin, gegenüber EurActiv.de.  

Ginge es nach Kommission und Euraparlament, wäre die Richtlinie zum Schutz vor Diskriminierung
außerhalb der Arbeitswelt seit 2009 auf Schiene, so Lunacek. Die Grünen hätten darum gemeinsam mit der
zuständigen EU-Kommissarin Věra Jourová im EU-Parlemant erneut einen Anlauf dafür gestartet.

"Wenn Deutschland endlich seinen Widerstand aufgibt und aktiv unterstützt, wäre dies ein positives Signal
auch für andere Länder und würde außerdem auch für deutsche StaatsbürgerInnen im EU-Ausland weniger
Diskriminierungen mit sich bringen", ist Lunacek überzeugt. 

@sagener folgen
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